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Vor einigen Tagen iſt Dr. Guſtav Ruhland 
geſtorben. Mit ihm wird ein ſonderbarer Menſch 
er getragen, der in den verſchiedenen 
beſchäſtt ſeines Lebens die Zeitgenoſſen lebhaft 
wiſſe igt hat. Ruhland war bis vor kurzem 
eee Berater des Bundes der Land- 
ifd und fungierte in den Liſten der ſchweize⸗ 
Eon Univerſität Freiburg (nicht zu verwechſeln 
2 5 > Albert⸗Ludwig⸗Univerſität zu Freiburg 
wiſſen als ordentlicher Profeſſor der Staats⸗ 
ſchaft chaften. Von der praktiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft kommend, hatte Ruhland als ehrgeiziger 
1 Mann, obwohl ihn materielle Gründe 
155 enen, die Schule bis zur Erlangung des 
a urltätzeugnifjes zu durchlaufen, verſchiedene 

niverſitäten beſucht und ſchließlich den Doktor⸗ 
grad erworben. Er war in ſeinen Studien 
e von Schaeffle angeregt worden und hatte 

on vornherein fein Intereſſe, neben den land- 
tuniſchafteichen Dingen, insbeſondere der Wäh⸗ 
e e zugewandt. Er habilitierte fich zu- 
tal in Zürich, dort wurde ihm aber ſchließlich 
ner legendi entzogen, da er mehrere Se⸗ 
uch e keine Vorleſungen hielt, ſondern 
e s wiſſenſchaftlicher Berater und als Agi⸗ 
Dan 900 Bund der Landwirte betätigte. 
Leheſuchl erte ſich auch nichts, als er den 
2000 ſein in Freiburg annahm, denn ſehr bald 
Die Au Berufung ließ er ſich dort beurlauben. 
zweifellos me dieſer Berufung hat man Ruhland 
8 Pa daß einem gewiſſen Recht verübelt. 
TEN M er ausgeſprochen proteſtantiſch 

mende Mann an eine ſchweizeriſche Kantonal⸗ 
univerſität ging, bei der Ordenseinflüſſe jo offen- 
kundig ſind, daß man vielfach direkt von ihr 
als einer Dominikaneruniverſität ſprach, mußte 
befremden. Aber noch viel mehr fällt die Tat- 
ſache ins Gewicht, daß kurz vor Ruhlands Be⸗ 
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rufung im Jahre 1898 eine erhebliche Zahl 
deutſcher Profeſſoren der freiburger Univerſität 
aus religiöſen und nationalen Gewiſſensbedenken 
ihr Lehramt niedergelegt und in einer eindrucks⸗ 
vollen Kundgebung gegen die Kantonsverwaltung 
proteſtiert hatte. 

Alle dieſe Dinge ſind ſeinerzeit in den 
bekannten Prozeſſen, die Ruhland gegen den 
inzwiſchen gleichfalls verſtorbenen Gießener Pro⸗ 
feſſor Biermer angeſtrengt hatte, zur Sprache 
gekommen. Das Hauptthema dieſer Prozeſſe 
aber war der angebliche Geſinnungwechſel, 
den Ruhland vom Freihändler zum Schutzzöllner 
und vom Goldwährungmann zum Bimetalliſten 
von dem Tage an vollzogen haben ſoll, an dem 
ihn der Bund der Landwirte in ſeine Dienſte 
genommen hatte. Richtig iſt, daß Ruhland von 
der Mitte der achtziger Jahre des vorigen Jahr⸗ 
hunderts bis etwa zum Jahre 1894 die Ge⸗ 
treidezölle als wirkſames Mittel zum Schutz 
der deutſchen Landwirtſchaft abgelehnt hat, und 
daß er ſchließlich ein energiſcher Verfechter der 
Schutzzölle geworden iſt. Richtig iſt ferner, daß 
Ruhland, der anfangs Mitarbeiter der Frank⸗ 
furter Zeitung und des Organs der liberalen 
Volkswirte war, urſprünglich mit der Idee 
einer Gegenorganiſation zum Bund der Land⸗ 
wirte umging, daß er ferner gewiſſe Beziehungen 
zur münchener Sozialdemokratie pflog, und daß er 
ſpäter mit Zentrumsagrariern gemeinſam 
agitatoriſche Dienſte der großen Organiſation 
der deutſchen Landwirte leiſtete. Nicht ſo 
unbedingt klar erkennbar iſt der Anſchauung⸗ 
wechſel Ruhlands in Geld: und Währung⸗ 
fragen. Er hat als Goldwährungmann ſtets 
gewiſſe Vorbehalte gemacht und andererſeits 
auch als Bimetalliſt ſo ſehr eigenen Anſchauungen 
gehuldigt, daß man hier von einem auffallenden 


Geſinnungwechſel eigentlich kaum ſprechen kann. 
Aber ich glaube überhaupt, daß Ruhland in 
der moraliſchen Bewertung ſeitens ſeiner Zunft⸗ 
genoſſen Unrecht geſchehen iſt. Ich ſchließe von 
vornherein aus, daß er etwa das Lied des 
Bundes der Landwirte geſungen hat, weil er 
deſſen Brot aß. Man ſoll in der Beurteilung 
der Motive von Mitmenſchen überaus vorſichtig 
fein. Schon bei Leuten von normaler Charakter- 
ſtärke zeigt ſich ein gewiſſes Fließen der An⸗ 
ſchauung. Es gibt keinen abſoluten Standpunkt 
hüben oder drüben, und jeder iſt ſchließlich ein 
bißchen von dem Mileu, in dem er lebt und 
lehrt, abhängig. 

Wer Ruhland gekannt hat, weiß, daß bei 
ihm von Charakterkonſequenz keine Rede ſein 
konnte. Er war anlehnungbedürftig und über⸗ 
aus leicht beeinflußbar. Dieſe Beeinfluſſung 
vollzog ſich bei ihm auf ganz wunderbare Weiſe. 
Namentlich in der Diskuſſion mit Leuten, die 
ihm liebenswürdig entgegenkamen, gab es bald 
einen Zeitpunkt, in dem er glaubte, daß der 
andere ſich ſeinem Standpunkt erheblich näherte. 
Ich habe mit Ruhland, der, wenn er nicht 
öffentlich ſprach, ſeine Anſichten überaus be⸗ 
ſcheiden zu äußern pflegte, in früheren Jahren viel 
geſprochen. Ich habe von ihm oft die Anſicht 
äußern hören, die in ſeinem Prozeß mit 
Biermer Kopfſchütteln erregte, daß die agrar⸗ 
reformeriſchen und reviſioniſtiſchen Beſtrebungen 
innerhalb der Sozialdemokratie weſentlich auf 
ſeinen Einfluß zurückzuführen ſeien. Auf 
Grund meiner genauen Kenntniſſe der 
inneren Entwicklung der Sozialdemokratie und 
der hiſtoriſchen Vorausſetzungen für die Ent⸗ 
wicklung des Reviſionismus in der deutſchen 
Arbeiterpartei habe ich ihn ſofort feines Ser: 
tums zu überführen verſucht. Aber ohne Er- 
folg. Denn trotz des immenſen hiſtoriſchen Rüſt⸗ 
zeugs, mit dem Ruhland namentlich in ſeinem 
mehrbändigen Syſtem der politiſchen Oekonomie 
arbeitete, war er doch ein durchaus unhiſtoriſcher 
Kopf. Er preßte das hiſtoriſche Tatſachen⸗ 
material in die Schablone ſeiner vorgefaßten 
Meinung. So ſah er in den Diskuſſionen auch 
nie, daß er ſich dem Gegner anpaßte, ſondern 
war immer der Meinung, daß der Gegner ſich 
ihm nähere. Daß ſich ſchließlich zwiſchen Ruhland 
und einem Gegner, derkein bornierter Parteimenſch 
war, immer Berührungpunkte ergeben mußten, 
lag an der Eigenart des Ruhlandſchen Denkens. 
Und wenn es auch die Gegner Ruhlands vielfach 
nicht wahr haben wollten, es ſcheint mir dennoch 
richtig zu behaupten: Es gibt einen Ariadne⸗ 
faden durch das Labyrinth der Ruhlandſchen 
Lebensarbeit, in dem merkwürdigerweiſe Gold- 
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währung neben Bimetallismus und Freihandel 
neben Schutzzoll Platz haben konnten. Von 
den Profeſſoren Brentano, Conrad und Lexis, 
die in dem oben zitierten Prozeß als Sach⸗ 
verſtändige gegen Ruhland auftraten, hat der 
ſcharfſinnige alte Lexis dieſes eigenartige Neben⸗ 
einander in Ruhlands Anſchauungen allein er- 
kannt. Ruhland war durch ſeinen Lehrer Schaeffle 
auf ſozialiſtiſche Bahnen gedrängt worden. Er 
ſah das Unglück der Land wirtſchaft darin, daß 
der Grund und Boden zur Ware geworden, und 
daß der Freihandel, namentlich in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücken, durch den freien Kredit 
in ſeinen ſchädlichen Tendenzen noch befördert 
wurde. Genau die gleichen Anſchauungen finden 
ſich in allen Ruhlandſchen Schriften. Aller⸗ 
dings zieht er in verſchiedenen Lebensperioden 
daraus divergente Schlüſſe. Urſprünglich er— 
klärt er ganz logiſch die Getreidezölle für ein 
unzulängliches Mittel, weil daraus nur wenig 
Leute Nutzen haben, und weil durch das fort: 
beſtehende Uebel des freien Handels in Grund- 
ſtücken durch neue Kredittransaktionen ſofort 
die Höherbewertung des Landes infolge der 
Rentenſteigerung aus den Grundſtücken eg- 
komptiert wird. Er iſt, was man doch jeden⸗ 
falls beachten muß, nicht Gegner der Agrar⸗ 
zölle als politiſch liberaler Mann, ſondern weil 
er, ähnlich wie die Sozialiſten, das Uebel nur 
beſeitigen zu können glaubt durch eine radikale 
Aenderung der ländlichen Kreditordnung. Sein 
ſpäteres Eintreten für Schutzzölle iſt zweifellos 
auf den Einfluß, den das Milieu des Bundes 
der Landwirte auf ihn ausgeübt hat, zu erklären. 
Er glaubte wieder ein echt Ruhlandſcher 
Irrtum — ſeinen Zwecken den Bund der Land— 
wirte dienſtbar machen zu können. Er hat 
niemals daran gedacht, dauernd die Agrarzölle zu 
halten. Sein Ideal war vielmehr, ähnlich wie das 
ſeines Freundes Klapper, unter dem Schutze der 
Zölle die Landwirtſchaft zu organiſieren, Ge⸗ 
noſſenſchaften zu bilden und allmählich min- 
deſtens den landwirtſchaftlichen Teil unſerer Geſell⸗ 
ſchaft aus einem Zuſtand der Kreditverkehrsfreiheit 
in einen Zuſtand der wirtſchaftlichen Gebunden⸗ 
heit hinüberzulenken. Daß der Antrag Kanitz für 
ihn bis zu einem gewiſſen Grade die Verwirk⸗ 
lichung ſeiner Ideale zu ſein ſchien, iſt durchaus 
keine Inkonſequenz geweſen, ſondern lag durch⸗ 
aus auf einer geraden Linie des Agrarſozialismus, 
den er eigentlich von Anfang an vertreten hatte. 
Gerade die Bekehrung zum Antrag Kanitz ſchien 
mir bei einem ſozialiſtiſch gerichteten Mann, der 
ſich unter anderem auch einbildete, vom grünen 
Tiſch an der Hand ſtatiſtiſcher Diagramme die 
Preisbildung dadurch beeinfluſſen zu können, daß 


er den Landwirten kommandierte, ob ſie kaufen 
oder verkaufen ſollten, geradezu ſelbſtverſtändlich. 
Noch mehr als das „was“ war das „wie“ im 
Ruhlandſchen Denken utopiſtiſch. Aber innerhalb 
ſeiner Utopien war er durchaus nicht ſo inkonſe⸗ 
9 wie man es ihm vorgeworfen hatte. Wenn 
er Behauptung Ruhlands, daß alle Univerſität⸗ 
profeſſoren Deutſchlands und alle deutſchen 
Senbelstammern den Freihandel propagieren, 
fozi 1gegengehalten worden ift, daß die Katheder⸗ 
3 iſten doch gewiß keine Freihändler und 
wich deutſ che Handelskammern ſtark ſchutzzöllne⸗ 
e ſo hat man da meines Erachtens anein⸗ 
handle bene Ruhland verſtand unter „Frei⸗ 
25 er“, wie aus ſeinen Schriften ganz deutlich 
E orgeht, niemals nur etwa Leute, die zoll⸗ 
tete Einfuhr wünſchten, ſondern der Begriff 
ppap deckte für ihn alles, was für freie 
A. der menſchlichen Güter, ins⸗ 
a u des landwirtſchaftlichen Grund und 
Ohie PA ee a In dieſer unklaren Termino- 
daß G k er und glaubte, jagte und ſchrieb, 
N ie dieſe Terminologie nicht verſtanden, 
en ig und böswillig ſeien. Daher dann 
eder die ſcharfen Repliken auf feine Angriffe. 
die Ich habe der Charakteriſtik Ruhlands an 
BL Stelle namentlich deswegen einen fo 
EN en Raum gewährt, weil feine Art typiſch 
5 für das Denken autodidaktiſcher Diletanten 
zo volkswirtſchaftlichem Gebiet. Ruhlands 
iſſenſchaftlichkeit ſteht auf derſelben Stufe 
wie die national-ökonomiſche Wiſſenſchaft zum 
Beiſpiel in Amerika. Damit will ich nicht etwa 
ſagen, daß es nicht eine Zahl tüchtiger wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Nationalökonomen in den Vereinigten 
Staaten gebe. Was ich vielmehr mit der Ruhland⸗ 
ſchen Methode vergleichen möchte, iſt das volkswirt⸗ 
ſchaftlicheGkeſ amtdenken deramerikaniſchen Nation. 
Man leſe nur einmal aufmerkſam die politiſche 
daundgedung die der Präſident Woodrow Wilſon 
ei ſeinem Regierungantritt erlaſſen hat. Man 
Ku dabei das ſtarke ethiſche Empfinden und 
a ausſchalten, das ſich in feinen Worten 
a Dann aber bleibt übrig ſeichteſte 
1 arphiloſophie, die jeden Einblick in die 
die een Zuſammenhänge vermiſſen läßt, 
4 9 0 Auswüchſe des Wirtſchaftlebens 
bösartt eſultate aus unnützem Wollen und 
iteflen gen Trieben einzelner Menſchen darzu- 
5 verſucht. Charakteriſtiſch ift z. B. der 
aube an die Allmacht der Geſetzgebung, die 
gerade jetzt wieder in Amerika nach den Unter⸗ 
ſuchungen über den Geldtruſt, der das Land 
beherrſchen ſoll, in die Erſcheinung tritt. Man 
En die Truſts bekämpfen und glaubt einen 
m errungen zu haben, wenn die Firma 
organ erklärt, ihre Geſchäftsinhaber aus den 
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Direklorenpoſten bei allen ihnen untertänigen 
Geſellſchaften zurückzuziehen. Daß die Aktien jener 
Geſellſchaften weiter in den Treſors der Firma 
Morgan und ihrer Untergeſellſchaften verbleiben, 
ja daß man überhaupt wohl eine formale Truſt⸗ 
bildung verbieten, aber nie verhindern kann, 
daß ein Menſch oder eine Sozietät, die über 
die genügenden Millionen verfügt, ſich Aktien 
aus aller Welt zuſammenkaufen kann, das ſieht 
man nicht. 

Woher erklärt ſich dieſe eigenartige, von 
unſerem wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus ober⸗ 
flächliche und erſtaunliche Denkweiſe? Der 
amerikaniſchen Nation fehlt die Tradition. Die 
Geſchäftshaſt hat außerdem die Amerikaner ver⸗ 
hindert, das noch einmal zu durchdenken, was 
zuerſt die wirtſchaftlichen Führer der alten 
Nationen gedacht und was dann dieſe alten 
Völker als ſelbſtverſtändlichen Beſtandteil ihres 
Denkens in ſich aufgenommen haben. Ihnen 
fehlt infolgedeſſen der hiſtoriſche Blick und das 
wiſſenſchaftliche Rüſtzeug, fie haben die Ober⸗ 
flächlichkeit und die Problemloſigkeit von Auto⸗ 
didakten. Auch Autodidakten können vorzügliche 
Wiſſenſchaftler werden, aber es gehört Zeit und 
Wille zu intenſiver Arbeit und Selbſterziehung 
dazu. Beides hat den Amerikanern gefehlt. 
Sie haben noch dazu die Ueberhebung der 
Praktiker, die an und für ſich von der Wiſſeuſchaft 
nicht hoch denken und unbedingt nur das für 
Wiſſenſchaft halten, was ihnen in den Kram 
paßt. Und deshalb ähnelt dieſe Art amerikaniſchen 
Denkens fo ſehr der wiſſenſchaftlichen Pſyche 
Ruhlands. Auch Ruhland hatte keine Zeit, die 
Lücken ſeiner allgemeinen Bildung auszufüllen. 
Er war zudem ſtets phantaſtiſchen Geiſtes. 
Dieſer phantaſtiſche Geiſt gebar eine Weltan⸗ 
ſchauung und er konnte für ſeine ohnehin ſchon 
mangelhaft ausgebildete Kritik nicht durch 
hiſtoriſche Vergleichsmaßſtäbe einen Erſatz finden. 
Seine Prämiſſen ſtanden feft. Aber in den 
Schlüſſen ſchwankte er und dieſes Schwanken 
hatte eine Haltloſigkeit zur Folge, die ihm 


ſchließlich den Ruf moraliſcher Inferiorität ein⸗ 


trug. Meines Erachtens mit Unrecht. Man 
darf das dem Verſtorbenen atteſtieren, und. 
man muß gleichzeitig darauf hinweiſen, daß in 
Amt und Würden auf deutſchen Lehrſtühlen 
manch einer ſitzt, deſſen innere Haltloſigkeit ge⸗ 
nau eben ſo groß iſt, der aber den bequemeren 
Weg wählt, den Halt darin zu ſuchen, daß er 
ſich an die Leitſätze der geltenden Lehre klammert 
und dieſe ohne eigene Zutat wiederkäut. Man 
ſetze ſolche Leute in die gleichen Verhältniſſe wie 
Ruhland, und ſie werden die Prüfung auch nicht 
beſſer beſtehen als er. Í 
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Deutſche Seefiſcherei. 


Von Myſon. 


Es ijt eine ſehr ernſte Frage, die ich heute 
zu behandeln gedenke, eine Frage, die dringend einer 
befriedigenden Löſung heiſcht, die ihr bisher durch die 
Teilnahmloſigkeit des Staats oder der Staaten, durch 
die Zerſplitterung der Kräfte und durch die Zurück- 
haltung des Großkapitals, das eines der lukrativpſten 
Gebiete für ſeine Tätigkeit völlig brach liegen ließ, 
nicht werden konnte. 

Im Jahre 1911 war der Wert des Gejamtver- 
brauchs an Seefiſchen für Deutſchland rund 130,6 
Will. AH. Davon kamen auf die deutſche (Nord- und 
Oſtſee-) Fiſcherei 28,2 Millionen, auf Einfuhr vom 
Ausland (hauptſächlich England, Dänemark, Schwe⸗ 
den und Norwegen) 102,4 Millionen. Da Deutſch⸗ 
land ferner für 7,8 Will. / Fiſche ausführte, ſo muß 
man rechnen, daß 94,6 Will. % für Seefiſche von 
Deutſchland ins Ausland floſſen. 

Im Jahre 1912 ſtellen ſich die betreffenden 
Ziffern folgendermaßen: 


Geſamtverbrauch für 150 Mill. M. 


Eigenproduktion 41,6 Mill. / 
Einfuhr 118 Mill. se 
Ausfuhr 9,5 Will. A 


Alſo zahlte Deutſchland rund 110 Will. an 
das Ausland, und der größere Teil der Mehrproduf- 
tion gegen 1911 kam dem Ausland zugute. 


An der deutſchen Produktion iſt in erſter Linie 


die Nordſee beteiligt, während die Fiſcherei in dem 


weit größeren Gebiet der Oſtſee beſtändig zurückgeht, 
ſo daß ihre Produktion im Jahre 1911 nur noch 8,2 
Will. einbrachte. 

Zunächſt fei auf die volkswirtſchaftlichen Nach⸗ 
teile dieſes völlig unberechtigten Niedergangs eines 
Gewerbes von ſo hoher Bedeutung wie der Seefiſcherei 
aufmerkſam gemacht: J 

Daß das Hineintreiben von Tauſenden von 
Exiſtenzen, die früher Seefiſcherei trieben, in das 
Proletariat unmöglich von Nutzen ſein kann, iſt klar. 
Ein ſolches Hineintreiben iſt nur dann, ſo ſchlimm 
es auch für den einzelnen Stand ift, eine Not- 
wendigkeit, wenn damit wirtſchaftliche Vorteile 
für die Geſamtheit verbunden ſind. Hier iſt aber 
das Gegenteil der Fall. 

Das Hinausfließen von jährlich über 100 
Mill. % deutſchen Geldes an das Ausland, ein Hin⸗ 
ausfließen, das zum weitaus größeren 
Teile überflüſſig bei rationeller Aus- 
nutzung der deutſchen Fiſcherei wäre, iſt 
eine ſchwere Schädigung der Kapitalskraft unſeres 
Volkes, verbunden mit einer ſyſtematiſchen Stärkung 
fremder Kapitalien. 

Bei der Teuerung der Lebensmittel, vornehm⸗ 
lich bei den hohen Fleiſchpreiſen, wäre es ſehr ange⸗ 


bracht, ſo viel als möglich Seefiſche in größeren 
Mengen in das Binnenland einzuführen. Große 
Teile des Fangs der Oſtſeefiſcher müſſen aber am 
Strand verfaulen weil ſich für ſie 
keine Abſatzmöglichkeit bietet. 

Unferr Marine fehlt durch das Zu- 
rückgehen des Fiſchereigewerbes der 
befte Erſatz, der vornehmlich für Torpedo und 
Anterſeeboote für ſie notwendig erſcheint. Der Dienſt 
auf dieſen erfordert Vertrautheit mit der See (in 
kleinen Booten), Wagemut, Abhärtung, Geiſtes⸗ 
gegenwart und Entſchloſſenheit. Keine andere Bevöl- 
kerungſchicht lieferte einen ſo erſtklaſſigen Erſatz der 
Marine wie unſere Seefiſcher. 

Im Fall eines Krieges kann gerade 
die Hebung der Oſtſeefiſcherei von hohem Nutzen für 
uns fein, weil wir von ihr eine ſtändige Lebensmittel- 
zufuhr zu erwarten haben. Die Oſtſee wird im 
Krieg eine mare clausum bleiben, da ihre Zugänge ſich 


gegen jeden Angriff ſperren laſſen, und Rußland 


kaum in der Lage iſt, zur See offenſiv gegen uns, für 
lange Zeit noch, vorzugehen.“ 

Dieſe Geſichtspunkte müßten genügen, alle Fat- 
toren, die es angeht, zu veranlaſſen, ſich auf das 
Wärmſte für die Hebung unſerer Seefiſcherei und 
ganz ſpeziell der völlig daniederliegenden oſtſeefiſche⸗ 
rei einzuſetzen. In dieſer Beziehung geſchieht aber 
fo gut wie gar nichts. Das Neich gibt zwar rund 
½ Will. 6 (N) hierfür aus, dieſer Tropfen auf einen 
ſehr heißen Stein genügt natürlich nicht. Außerdem 
überläßt das Reichsamt des Innern diefe Summe 
zum größten Teil dem deutſchen Seefiſchereiverein; 
ſo verdienſtvoll dieſer Verein auch wirkt, ſo iſt 
er doch nicht imſtande, einen großzügigen Aufſchwung 
der Seefiſcherei herbeizuführen. Er kann nur helfend 
und leitend neben einer intenſiven Reichs-, ſtaatlichen 
und kommunalen Arbeit auf dieſem Gebiet wirken, 
das ſich durch Vereinstätigkeit allein nicht rationell 
bebauen läßt. Preußen und die anderen Seeſtaaten 
Deutſchlands tun aber ſehr wenig, ebenſo wenig die 
großen Kommunen an der See, einzelne rühmliche 
Ausnahmen an der Nordſee abgerechnet. Im preußi— 
ſchen Landwirtſchaftminiſterium gibt es 3. V. kein 
ſelbſtändiges Dezernat für Seefiſcherei, ſondern dies 
Dezernat wird im Nebenamt von dem Pezernen- 
ten für Domänen verwaltet! Oberfiſchmeiſterſtellen 
ſind viel zu wenige eingerichtet, und völlig unge⸗ 
nügend ausgerüſtet. Die betreffenden Beamten haben 
nicht einmal Bureauperſonal, ſondern müſſen in der 
Hauptſache den Schreiberdienſt ſelbſt verrichten. So 
ſind ſie tatſächlich nichts anderes als Polizei⸗ 
beamte geworden, die in erſter Linie auf Ueber⸗ 
treter der Fiſchereiordnung fahnden, während ihr 
wahrer Beruf darin beſtehen müßte, eine fürſorgende 
Tätigkeit auszuüben, den Fiſchern mit Nat und 
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2 Seite zu ſtehen. Sie müßten eine aufklärende 

rg treiben; ſie müßten für Abſatzmöglichkeiten 

9 was das wichtigſte iſt, or ganiſa⸗ 

tönnen be Arbeit leiſten. Das alles tun ſie nicht, 

der ſie, rebus sic stantibus gar nicht tun, ſie ſind in 
Hauptſache nur noch Polizeibeamte. 


n iſt auch, daß Binnenſtaaten und Kom- 
Abjas 5 die wertvolle Volksnahrung, den Seefiſch, 
dayriſch tete ſchaffen. Muſtergültig iſt hierin die 
itaatle Regierung vorangegangen: die hamburger 
epr e Fiſchereidirektion hat in Verbindung mit 
em T ſtaatlichen Behörden und mit den 
ſchaffen nen eine ganz vorzügliche Organiſation ge⸗ 
5 Pe Frachtermäßigung (die Ware findet 
mäßi nderen Wagen geeignete Unterkunft) find regel- 
915 ge Lieferungen mit den Großhändlern vereinbart, 

an der Maſſenware nur einen beſtimmten Pro- 
RN. Gewinn nehmen dürfen, es ſind moderne be- 
a A Vorträge über den Vorteil der Fiſchnahrung 
richtet 1 z Jind unentgeltliche Fiſchkochkurſe einge⸗ 
fiſche Re: ein eignes blau⸗weißes Kochbuch für Gee- 
bijen ift u Die Konſumenten verteilt. Infolge⸗ 
ſtaatliche < ahern ein treffliches Abſatzgebiet für die 
Bam Fiſchereidirektion Hamburg geworden, denn 
Hacke bat allein von den deutſchen Seeſtaaten eine 
obwohl e Fiſchereidirektion geſchaffen, die ſchon jetzt, 
"ruhe ſie erſt wenige Jahre beſteht, geradezu ge⸗ 
REN Erfolge erzielt. Ebenſo wie die Fiſche⸗ 
225 oſſenſchaften in der Nordſee, von denen noch die 
5 e jein wird, die bis zu 12 %, ja 14 % Divi- 
ende verteilen können. 


A Und deshalb ijt es völlig unverſtändlich, warum 
in Faktor, der ebenfalls in ſehr bedeutendem Maß 
de eignem Nutzen und zum Vorteil des Ganzen der 
eutſchen Seefiſcherei ſich annehmen ſollte, warum das 
Hroßkapital, das doch immer nach lukrativen Anlage⸗ 
möglichkeiten eifrig umherſpäht, ſich nicht in ganz 
anderem Maß wie bisher der Hebung der Fiſcherei 
ee Es würde dabei ſehr reichlich auf feine 
oſten kommen. In welcher Weiſe das Großkapital, 
pope das individuelle Fiſchergewerbe zu zerſtören, ſich 
eteiligen kann, das werde ich noch ſpäter andeuten. 
5 will ich die Verhältniſſe der Nordſeefiſcherei, 
die der Oſtſeefiſcherei und die Möglichkeiten des 
Heringsfangs kurz beſprechen. 


Nordſeegebiet. 


= 
a 25 Nordſee haben vornehmlich der Staat 
tt a a feine Organiſation, ferner die Stadt 
ſchaften ae ihrige und einige Fiſchereigenoſſen⸗ 
Kent Sa urch das Großkapital geſtützt wurden, 
Aug tang zu einem großen Aufſchwung der Hoch- 
ſeefiſcherei gemacht. Allerdings geht die Sochſegel⸗ 
Ve dieſe Muſterſchule für den Seemann, be- 
dauerlicherweiſe ſehr zurück. Das ließ ſich voraus- 
er und ließ ſich nicht vermeiden, ein Erſatz hierfür 
5 3 ſich durch eine Hebung der Küſtenfiſcherei ſicher⸗ 
li ſchaffen laſſen. Hingegen iſt die Dampfſchiff⸗ 
fiſcherei ganz ungeheuer geſtiegen. Im Jahre 1886 
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gab es einen deutſchen Fiſchdampfer in der Nordſee. 
1913 im Elb⸗Weſer⸗Emsgebiet der Nordſee dagegen 
225 Fiſchdampfer mit einer Beſatzung von 3000 
Wann, die im Laufe dieſes Jahres auf 300 mit 
4000 Mann Beſatzung ſteigen werden. Es 
ſei ausdrücklich hervorgehoben, daß hierbei die He⸗ 
ringsdampfer nicht mitgerechnet ſind. Infolgedeſſen 
ſteigt die Nordſeeproduktion von Jahr zu Jahr be⸗ 
ſtändig und erreicht jetzt ſchon das vierfache der Pro⸗ 
duktion des weit größeren Oſtſeegebiets. Das iſt ganz 
allein erzielt durch die or ganiſatoriſche Ar⸗ 
beit, das Zuſammenſchweißen der Fiſcher zu Genoſ⸗ 
ſenſchaften, die von privatem Kapital 
unterſtützt wurden, durch die Unterbindung der 
Preistreiberei der Maſſenware durch den Großhandel, 
in welchem der Staat Hamburg und einzelne Kom⸗ 
munen durch ihr Vorgehen die Händler zwingen, ſich 
ihren Bedingungen zu unterwerfen, durch Schaffung 
von Abſatzgebieten uſw. Die Kapitäne der Fiſcherei⸗ 
dampfer ſind nun nicht etwa auf feſtes Gehalt geſetzt, 
ſondern ſie und ihre Mannſchaft partizipieren pro⸗ 
zentualiter am Gewinn. Daß dieje Methode die rich- 
tige iſt, beweiſt das vo rzügliche Einkommen, 
deſſen die Kapitäne ſeitdem ſich erfreuen. Durch alle 
dieſe Maßregeln wird auch die Fiſchereibevölkerung 
gekräftigt und erhält tüchtigen neuen Zufluß. Bei 
noch intenſiverer Arbeit, auch des preußiſchen, des 
oldenburgiſchen Staates uſw., wird die deutſche Nord⸗ 
ſeefiſcherei einer hohen Blüte entgegengehen, und 
ihre Produktion, die heute 33 Mill. M. ausmacht, 
wird ſich unſchwer auf 60 Millionen ſteigern laſſen. 


Oſtſeegebiet. 


Ganz anders ſteht es leider in der Oſtſee. Es 
gibt inder ganzen Oſtſee keinen einzigen 
deutſchen Fiſchdampfer. Dieſe Tatſache allein 
ſpricht für ſich. Von größeren Segelſchiffen waren 
1908 im ganzen 3, die regiſtriert wurden (d. h. über 
50 Kubikmeter Bruttoraumgehalt aufweiſen), vor— 
handen. Dieſe drei Schiffe beſaßen 11 Mann Be⸗ 
ſatzung. 1912 konnte man 4 Schiffe mit 14 Mann 
Beſatzung zählen. Es herrſcht alſo in der Oſtſee 
kleiner und kleinſter Betrieb, der ſich ſelbſtverſtändlich 
nicht rentieren kann. Das geht auch aus dem 
„Deutſchen Seefiſchereialmanach“ hervor ler wird vom 
deutſchen Seefiſchereiverein herausgegeben), nach ihm 
betrug die Beſatzung der nichtregiſtrierten Fiſcherei⸗ 
fahrzeuge in der Oſtſee 1908 19 781 Fiſcher, im Jahre 
1913 nunmehr 18 711 Fiſcher. Mfo von dieſer kleinen 
Zahl, die in dem ganzen gewaltigen Küſtengebiet der 
Oſtſee wohnt, iſt innerhalb von fünf Jahren noch ein 
Rückgang von über 1000 Köpfen zu kon⸗ 
ſtatieren. Deutſche Hochſeefiſcherei exi- 
ſtiert in der Oſtſee überhaupt nicht: Von 
der kläglichen Produktion im Wert von 8,2 Will. M. 
fallen 5 Millionen auf Haffiſcherei in den drei Haffs, 
der Reit von 3,2 Millionen auf Küſtenfiſcherei. 


i Vor allen Dingen ift es notwendig, den Fiſch⸗ 
beſtand in der Oſtſee feſtzuſtellen; einzelne Ver⸗ 
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ſuche hierfür find angenommen worden, jie jind aber 
als völlig ungenügend zu bezeichnen! Es ijt vor= 
auszuſetzen, daß fih reiche Fiſchgebiete in der Oſt⸗ 
ſee finden. Kenner der Verhältniſſe be⸗ 
haupten es mit der größten Beſtimmtheit. Weiter 
find die Fiſcher völlig ſich ſelbſt überlaſſen, die we⸗ 
nigen kleinen Organiſationen, die ſie geſchaffen haben, 
ſind aus Kapitalmangel nicht recht lebensfähig. Der 
Staat und die Kommunen tun ſo gut wie nichts für 
ſie. Abſatzgebiete für ihre Waren haben ſie nicht, 
hätten ſie ſie, ſo würde ſich ſogar die Küſtenfiſcherei 
mit Leichtigkeit auf die dreifache Produktion ſteigern 
laſſen, vornehmlich, wenn ſie rationell betrieben 
würde. Wenn man aber die Sache ſo wie bisher 
weiter gehen läßt, jo wird bald der Reit des Fiſcherei⸗ 
gewerbes in der Oſtſee zugrunde gerichtet ſein, und 
der Staat, der aus dieſem Gewerbe den größten 
Nutzen ziehen könnte, wird, wie das ganze Volk, öko⸗ 
nomiſch hierdurch ſehr ſchwer geſchädigt werden. Es 
iſt höchſte Zeit, daß endlich energiſch die Frage der 
deutſchen Oſtſeefiſcherei erörtert und in befriedigen- 
der Weiſe gelöſt wird. Es ſtehen zu große mate— 
rielle und ideale Werte auf dem Spiel. Daher iſt 
es Pflicht der Parlamente wie der Preſſe, 
mit ſchonungloſer Deutlichkeit allen denen, 
die es angeht, ihre Meinung hierüber zu ſagen. Es 
gibt Momente im politiſchen Leben, wo Höflichkeit 
ein Verbrechen iſt. 


Heringsfiſcherei. 


Die Verhältniſſe der deutſchen Heringsfiſcherei 
ſind nicht ſo günſtig gelagert, wie es die der deutſchen 
Friſchfiſcherei ſind oder ſein könnten. Der Grund 
hierfür iſt, daß ſeit zehn Jahren der Hering in der 
deutſchen Bucht faſt ganz ausgeblieben iſt. Daher 
iſt die Heringsſegelfiſcherei, die ehedem blühend war, 
ſehr zurückgegangen. Es herrſcht Dampferbetrieb vor, 
dieſer ift aber wegen der Entfernung der Herings- 
gründe mit recht erheblichen Koſten verbunden. So 
iſt auf dieſem Gebiet vorwiegend das Ausland der Lie- 
ferant für den deutſchen Markt. Von den 250 Millionen 
Kilogramm Heringen, die Deutſchland jährlich verə 
braucht, fördert die deutſche Heringsfiſcherei nur 30 
Millionen im Wert von ungefähr 9 Will. U. 


Ob ſich der deutſche Heringskonſum aber ganz 
vom Ausland emanzipieren kann, hängt davon ab, 
ob in der deutſchen Bucht der Hering ſich wieder ein- 
ſtellt. Sonſt können die deutſchen Heringsdampfer 
(Zirka 200) in erſter Linie nur geſalzene Ware 
wegen der großen Entfernung laden, und nicht friſche, 
wie ſie die Fiſchinduſtrie zur Verarbeitung gebraucht. 
Aber ein Teil der Produktion kann dennoch dem 
Ausland jhon jetzt abgenommen werden: 1. Iſt näm- 
lich das Skagerak und Kattegatt reich an Früh- 
jahrsheringen, deren Fang müßte von der ſchles⸗ 


wig⸗holſteiniſchen Oſtküſte, von Mecklenburg und 
Lübeck aus weit intenſiver als bis jetzt betrieben 
werden, dann könnten wir auch friſche Heringe 
in weit größeren Mengen als bisher ſelbſt auf den 
Markt liefern. 2. Behaupten die beſten Kenner der 
Oſtſee, daß größere Heringsſchwärme in ihr ſelbſt 
auftreten. Es müſſen daher unbedingt die ent- 
ſprechenden Verſuche längere Zeit hindurch zu ihrer 
Aufſpürung gemacht werden. Glücken ſie, ſo würde 
man eine weitere Gelegenheit haben, die Konkurrenz 
des Auslandes zu bekämpfen. 


Es muß eben für die Oſtſee nicht etwas, ſondern 
viel geſchehen: Viel, das ſich aber auch in jeder 
Weile hoch rentieren wird. Das Reid), die Oſtſee⸗ 
ſtaaten, die Kommunen an der Oftjee find hierzu die 
nächſten. Zuvörderſt gilt es, die Fiſcher zu or- 
ganiſieren und ihnen den Kredit zu gewähren, 
der zur Anſchaffung von geeigneten Fiſchdampfern. 
notwendig ift. Ein Fiſchdampfer koſtet 160 000 H. 
Ein Segelfahrzeug mit Motor 22 000 H. (eins ohne 
Motor 14000 /). Die Form muß gefunden werden, 
die zu gründenden Fiſchereiorganiſationen lebeng- 
fähig dadurch zu machen, daß man ihnen die geeig⸗ 
neten Fahrzeuge verſchafft. Man kann dies durch 
Kredit, auf Vermietung oder durch Anteil am Un- 
ternehmen tun. Das Großkapital kann lukrativ 
für ſich und nützlich für die Allgemeinheit arbeiten, 
wenn es nach Muſter der Nordſeeorganiſationen zum 
Teil ſelbſt die Sache in die Hand nimmt, die Kapitäne 
und Mannſchaften aber prozentual am Gewinn be— 
teiligt. Es können dabei noch immer 12 bis 1400 
Dividenden für den Unternehmer abfallen! Die Staa- 
ten und Kommunen im Inland jind imitaude, eben- 
falls zu eignem Frommen, durch Verträge über regel- 
mäßige Lieferungen Abſatzmöglichkeiten zu ſchaffen, 
hier können auch die großen wirtſchaftlichen Ber- 
einigungen, Genoſſenſchaften und Gewerkſchaften zu 
ihrem Vorteil und zum Vorteil des Fiſchereigewerbes 
handelnd (als direkte Abnehmer) eingreifen. Beim 
Zuſammenarbeiten aller Faktore wird es möglich ſein, 
unſerem Fiſchereigewerbe an der Oſtſee zur hohen 
Blüte zu verhelfen, uns davor zu bewahren, un⸗ 
nötige Kapitalsmaſſen dem Ausland jährlich zu 
zahlen, eine billige Volksnahrung weiter zu ver— 
breiten, dem Vaterland den Stamm ſeebefahrener, 
wetterharter Männer zu erhalten und zu vergrößern, 
den unſere Warine gebraucht, und dem deutſchen 
Kapital eine vorteilhafte neue Anlage zu verſchaffen. 
Das alles läßt jid erzielen, aber es muß bald ge⸗ 
ſchehen, denn ſonſt ift es zu ſpät, und die Fiſcherei— 
bevölkerung an der Pſtſeeküſte hat aufgehört, 
vorhanden zu fein, da ihre Mitglieder fih 
Berufen zugewandt haben, die wenigſtens ihren 
Mann ernähren, wenn auch nicht in einer 
ſelbſtändigen Exiſtenz. 


Deutſcher OBank-(Kafender (v. Quartal 1913). 


Okt. 


l1. 


2 


26 


lsſach⸗ 


Von Dr. Joſef Loewe ⸗ Berlin. 


Dr. Wilhelm Hammerſchmidt wird tätiger 
Geſellſchafter der Firma B. Simons 
& € o., Düſſeldorf. 
Die „Salus“ Erwerb und Handel 
mit nicht börſenfähigen Ef⸗ 
fekten und Werten G. m. b. $., 
Berlin-Wilmersdorf, wird begründet. 
Die „Delta“ Erwerb und Handel 
mit nicht börſenfähigen Ef⸗ 
fetten und Werten G. m. b. H., 
Berlin-⸗Wilmersdorf, wird begründet. 
Die Begründung der Firma Moritz 
& Co, Berlin, wird unter kommandita⸗ 
riſcher Beteiligung der Firma Abraham 
Schleſinger vorbereitet. 
Direktor Kurt Käſtner aus Hannover wird 
2 etanbsmitglieb der Darmſtädter 
a në in Frankfurt a. Main. 
Dr. jur. Fruth wird Subdirektor der 
Bank für Brauinduſtrie, Berlin. 
Die Geſellſchaft für Grundbeſitz 
und Kapitalanlagen m. b. 9, 
Berlin, wird begründet. 
Kommerzienrat Alfred Simonſon, Senior⸗ 
chef von S. Simonſon, Berlin, ge- 
ſtorben. 
Kommerzienrat Louis Hagen, Inhaber der 
Firma A. Levy in Cöln, wird zum Ge- 
heimen Kommerzienrat ernannt. 
Die Firma Hayden, Stone & Co. 
New Vork, errichtet eine Filiale in Berlin. 
Inhaber und Leiter des Nord weſtbank⸗ 
geſchäftes m. b. H., Berlin, werden 
wegen Bucketſhopbetrugs uſw. zu hohen 
Freiheits- und Geldſtrafen verurteilt. 
Geh. K.⸗R. Ludwig Mar Goldberger, 
Berlin, geſtorben. ; 
Ueber das Vermögen der Viehbank 
Magerviehhof G. m. b. H., Berlin- 
Friedrichsfelde, wird das Konkursverfahren 
eröffnet. i 
DrUShaaffhbaujen’iherPBank- 
v ere in errichtet in Emmerich eine Filiale. 
a Firma Benno Lazarus, Branden- 
rg, feiert jähri ſchäf 
0 das 150 jährige Geſchäfts⸗ 
S Guſtav Graupe, Seniorchef von 
Die & Lode, Berlin, geſtorben. 
A . r Privatbank 
Oberländer, = ae 7 Bankfirma Gebr. 
Die Dres dn er Bank übernimmt die 
Breslauer Firma Gebr. Guttentag. 
Die Baperiſche Handelsbank er⸗ 
So eine Filiale in Mühldorf am Inn. 
ee: Volksbank geht in 


3. Nov. Herr A. J. Jürgen Saucke wird Sub⸗ 
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direktor der Hypothekenbank in 
Hamburg. 
Die Witteldeutſche Treuhandgeſellſchaft, 


Frankfurt am Wain, liquidiert und wird 
von der Preußiſchen Treuhand⸗ 
und Reviſions A.-G., Berlin und 
Cöln, übernommen. 

Die Dresdner Bank errichtet in Gör- 
litz eine Filiale. 

Bankier Albert Eduard Fried⸗ 
länder, Berlin, geſtorben. 

Die Bendorfer Volksbank ſtellt in⸗ 
folge übertriebener Kreditgewährung die 
Zahlungen ein; etwa 35 0% liegen für die 
Aktionäre in der MWaſſe. 

An Stelle des Herrn Böttger wird Herr 
Plaas Direktor der Bra ſilianiſchen 
Bank für Deutſchland. 

Die Veviſions⸗ und Treuhand⸗Abteilung 
des Verbandes der Geſellſchaften 
m. b. 9. in Berlin wird begründet. 
Bankier Max Guttmann in Firma Jaz 
rislowsky & Co., Berlin, geſtorben. 
Die Firma Martin 9. Hirſchfeldt, 
Berlin, wird begründet. 

Die Deutſche Baläftina-Banf er⸗ 
richtet eine neue Filiale in Alexandrette (Syrien). 
Die Deutſche Bank errichtet Filialen 
in Offenbach, Hanau und Darmſtadt und 
übernimmt die feit 1816 exiſtierende Darm⸗ 
ſtädter Bankfirma Ferdinand Sander. 
Bankier Emil Kaufmann in Firma E. 
G. Kaufmann, Berlin, geſtorben; die 
Filiale wird von der Witwe Frau Martha 
Kaufmann weitergeführt. 

Die Darmſtädter Bank errichtet eine 
Filiale in Biebrich. 

Die Firma Heinrich Wollmann, 
Lübbeck, falliert. 

Die Darmſtädter Bank errichtet unter 
Uebernahme der Firma Schmitz, Heidel⸗ 
berger & Co. eine Filiale in Mainz. 

Die Inhaber und Leiter der Firma A. v. 
Krauſe, Berlin, werden wegen Bucket⸗ 
ſhopbetruges uſw. zu hohen Freiheits⸗ und 
Geldſtrafen verurteilt. 

Bankier Ernſt Schleſinger in Firma 
S. Jaffet & Co. wird Subdirektor der 
Commerz⸗ und Discontobank. 
Die Leher Bank wird mit der Deut ſchen 
Nationalbank in Bremen fuſioniert. 
Bei der Saalfelder Filiale der Sch war z⸗ 
burgiſchen Landesbank werden um⸗ 
fangreiche Unterſchlagungen entdeckt, der 
Filialdirektor Walter Krahmann wird ver⸗ 
haftet, ein anderer Filialleiter wird entlaſſen. 
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6. Dez. Die Gewerbebank in Lollar geht 
in Konkurs, nachdem ſie durch den Direktor 
Nies, der verhaftet wurde, um 600 000 % 
geſchädigt worden war. 

Die Spritbank A.⸗G. gibt ihre Nieder⸗ 
laſſung in Poſen auf. 

Die Bergiſch⸗Märkiſche Bank er- 
richtet in Velbert (Rhld.) eine Depoſiten⸗ 
kaſſe. 

Die Landwirtſchaftliche Han⸗ 
delsbank in Cöln erhöht ihr Kapital. 
Die Hanſeatiſche Bank in Hamburg 
geht in Konkurs. 

Die Firma Mendelsſohn⸗Bar⸗ 
tholdy & Co., Berlin, wird von Ernſt 
Wendelsſohn⸗Bartholdy und Ludwig Heim 
als Komplementaren und von Herrn Geh. 
Hofbaurat Heim als Kommanditiſten ge= 
gründet. 

Frh. Joh. v. Berenberg-Goßler in Firma 
Joh. Berenberg, Goßler & Co. in 
Hamburg, geſtorben. 

Bankier Albert Heilmann, Verlin, 
geſtorben. s 
Kommerzienrat James Hardy, Begründer 
der Hardy & Co. G. m. b. H., Berlin, 
geſtorben. 

Firma Gebr. Glaß, Leipzig, falliert. 
Die Firma Salomon & Oppenheim, 
Berlin, errichtet in Charlottenburg eine 
Filiale. 

Geh. Komm.-Rat Eiſenlohr, Direktor der 
Württembergiſchen Bankanſtalt 
geſtorben. 

Die ſeit mehr als 40 Jahren beſtehende 
Firma S. Herzberg & Söhne, Cöthen 
und Berlin, gerät in Zahlungſchwierigkeiten. 
Die Schiffbecker Bank e. G. m. b. H. 
in Reinbeck geht in Konkurs. 
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Die Firma Kurt Goldſchmidt, 
Berlin, wird begründet. 

Die Diskontobank A. ⸗G. in Broms 
berg wird begründet; Direktoren ſind Witold 
v. Kukowski (früher Norddeutſche Kredit- 
anſtalt) und Dr. St. Wiewiorowski. 

Dr. Arthur Rofin wird Subdirektor, Ernſt 
Sander, Arthur Rehfeld und Ludwig 
Deutſch werden Titulardirektoren der 
Darmſtädter Bank. 

Die Inhaber und Leiter der Firma Gebr. 
Rockſch in Dresden werden wegen Budet- 
ſhopbetruges uſw. zu hohen Freiheits- und 
Geldſtrafen verurteilt. 

Hofrat Paul Sander wird Direktor der 
Darmſtädter Filiale der Deutſchen 
Bank. 

Generalkonſul Albert Blaſchke in Firma 
S. Bleichröder, Berlin, wird geadelt. 
Die Brauereibank A.⸗G., Berlin, beſchließt, 
die Firma in Induſtrie⸗ und Kom⸗ 
merzbank A. ⸗G. zu ändern. 
Kommerzienrat Leopold Friedmann, 
Berlin, geſtorben. 

Die Bergiſch-Märkiſche Bank er- 
richtet in Bielefeld eine Filiale und in 
Idar eine Depoſitenkaſſe. 

Die Chemnitzer Bank für Grund⸗ 
beſitz G. m. b. H. wird in eine Aktien- 
geſellſchaft umgewandelt; das Kapital wird 
auf 2 Will. AM. erhöht. 

Geh. Oberfinanzrat Mueller und Geh. 
Kommerzienrat Gen.-Konſul v. Klemperer 
ſcheiden aus der Dresdner Bank⸗ 
Direktion. 

Joh. Albrecht Koppel ſcheidet als Roms 
plementar aus der Firma M. Schle⸗ 
finger & Co. Nchfla., deren Kom⸗ 
manditiſt er bleibt. 
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Revue der (Preffe. 


Im „Confectionair“ (1. Jan.) wird das 
Stenogramm der Reichstagsrede veröffentlicht, die 


Staatsſekretär Dr. Delbrück über die Konjunktur⸗ 
Ausſichten 


vor kurzem gehalten hat. Exzellenz Delbrück konſta⸗ 
tiert zunächſt, daß die Hauptſchwierigkeiten der augen⸗ 
blicklichen Induſtriekonjunkturgeſtaltung ihre Urſache 
in der unter dem Einfluß der internationalen poli⸗ 
tiſchen Beunruhigung entſtandenen Geldverſteifung 
haben. Speziell in der Textilinduſtrie iſt ohne Zweifel 
zur Zeit eine weichende Konjunktur vorhanden. Die 
Frage, ob es zu einer Verſchärfung dieſer Depreſſion 
kommen wird, iſt natürlich ganz außerordentlich ſchwer 
zu beantworten, zumal man noch nicht ſagen kann, 
ob es ſich überhaupt um eine direkte Kriſe oder um 
ein allmähliches Sinken der Preiſe handelt, das lang⸗ 


ſam und ohne große Störungen vor ſich gehen wird. 
Jedenfalls ift in der Beurteilung der induſtriellen 
Zukunftausſichten für 1914 Vorſicht geboten. Als er- 
freuliches Moment bei der Betrachtung des Kon⸗ 
junkturproblems iſt jedoch hervorzuheben, daß durch 
die konſequente Politik unſerer Notenbanken immer⸗ 
hin ſchon eine gewiſſe Bereinigung der wirtſchaft⸗ 
lichen Atmoſphäre erfolgt iſt, ſo daß wir einer etwaigen 
Kriſe weit beſſer vorbereitet gegenüberſtehen als je 
zuvor. Auch die gewaltige Zunahme unſeres Außen⸗ 
handels, der allein in den erſten neun Monaten des 
abgelaufenen Jahres für die eigentlichen Induſtrie⸗ 
erzeugniſſe ein Mehr in der Ausfuhr um rund 
750 Mill. / brachte, darf die Hoffnung erwecken, daß 
der ausländiſche Markt für unſere Produkte noch 
hinreichend aufnahmefähig iſt. — Eine intereſſante 
Ergänzung zu den auf Seite 6 wiedergegebenen Aus⸗ 


ae der Frankfurter Zeitung über amerikaniſche 
E ſenbahnſtandale bildet ein Artikel der Deutſchen 
Tageszeitung (30. Dez.) über die 


Kreditſuche amerikaniſcher Eiſenbahnen. 


amerikaniſchen Eiſenbahnen, die ſchon ſeit 
PEK T erfolglos jih um die Gewinnung neuer 
Bir her Barkredite bemühen, haben ſich jetzt zu 
issen eigenartigen Propagandamittel ent⸗ 
ER Enol Es ſollen in einer Anzahl von Staaten, 
reich 5 and, Holland, Belgien, Deutſchland, Oeſter⸗ 
ande Schweiz und Frankreich, populärwiſſen⸗ 
e e gehalten werden, zu denen die 
Water E Bundesregierung Redner und Bilder- 
A ſtellt, während die eigentlichen Unkoſten 
n t groben Bahnen und teilweiſe auch von 
a a europåijhen Schiffahrtgeſellſchaften ge⸗ 
paieti gipon Durch, dieſe Vorträge, die mit ihren 
Bühne olorierten Bildern auch für die längs der 
1 1 ge en Landſchaften ſtarke Neklame 
ent EN für die dünn bevölkerten Lände⸗ 
De ds Anſiedlermaterial anlocken ſollen, 
fum für Ei Intereſſe des europäiſchen Publi- 
ſtadelten Fr amerikaniſchen Eiſenbahnen und unbe 
Ne andflächen geweckt werden. Der Grund, 
gopital 11 früher ſo überaus willfährige europäiſche 
e in letzter Zeit ablehnend gegenüber den 
en ns Bahnen verhalten hat, liegt in der 
Bahnen eberkapitaliſierung der meiſten großen 
Wirtſcha ne; der von ihnen betriebenen unſinnigen 
an ft. Beſonders kraß hat fich das jetzt bei der 
“a Ber & San Francisco-Bahn gezeigt. Aus 
die 9 5 des Konkursverwalters geht hervor, daß 
enten 170 eine effektive Verſchuldung von 40 Will. $, 
5 N Gegenwerte gegenüberſtehen, beſitzt; 
3 chulden rekrutieren ſich ausſchließlich aus 
ute e an Bankiers und Makler für ver- 
19 5 z ekuritäten der Bahn. Ferner hat ein einziger 
pn bei der ihm geglückten Transaktion, der 
Mi ganz minderwertige Linien in Texas zu ver⸗ 
EU Mill. $ verdient. Durchſchnittlich wurden 
4 ankiers für alle derartigen Geſchäfte Kommiſſio⸗ 
en von 12 % gezahlt, in manchen Fällen jedoch bis 

115 fait 20 9% der gezahlten Preiſe. Jedenfalls hat 
1 8 die betreffende Bahn, wie auch viele andere 
e Bahngeſellſchaften, derart hohe 
Ein; ſten aufgeladen, daß ſie aus den regulären 
zahmen nicht mehr getragen werden können. — 


Das Be rli @ 
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IA Handelsſachverſtändige. i 
Sett 1894 beſteht in D 

j eut 
Handelsſachverſtändigen ; 
zur Förderung des 3 
nach wichtigen Abja 


chland die Inſtitution der 
die vom Auswärtigen Amt 
i A Handels im Ausland 
E gebieten heraus 
we ee derne de gene le. 
en 155 für 1914 zufolge verfügen wir 
3 klich über 13 Handelsſachverſtändige. Bei 
erteilung ihrer Poſten fällt auf, daß ſehr wichtige 
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bſatzgebiete, wie Kanada, Konſtantinopel, Perſien, 


28 


aber auch die deutſchen Kolonien keinen Handelsſach⸗ 
verſtändigen beſitzen. Der Gedanke, Handelsſachver— 
ſtändige den Generalkonſulaten zu attachieren, war 
zweifellos ſehr gut, jedoch muß geſagt werden, daß 
praktiſch bisher mit dieſer Inſtitution die erwarteten 
Erfolge noch nicht erzielt worden ſind. Vielfach ver⸗ 
fügen die Handelsſachverſtändigen nicht über die 
erforderliche Vorbildung. Zu ihren Obliegenheiten 
gehört es, Auskünfte über Bezugsquellen und Ab- 
ſatzgebiete an deutſche Firmen zu geben, Kreditaus⸗ 
künfte zu beſorgen, Agenten für deutſche Firmen zu 
beſorgen, Erledigung von Differenzen und Auskünfte 
in Zollfragen zu beſorgen. Hierzu iſt aber zum 
mindeſten eine ſich an den Beſuch einer Handels⸗ 
hochſchule anſchließende mehrjährige praktiſche Tätig⸗ 
keit in einem Exporthaus, und darauf folgend 
eine Tätigkeit in einer wirtſchaftlichen Intereſſenten⸗ 
organiſation oder in der Handelsredaktion einer 
großen Zeitung notwendig. Weite Kreiſe des Handels 
ſtehen übrigens noch immer der Inſtitution des Han⸗ 
delsſachverſtändigen mit ſtarkem Mißtrauen gegen⸗ 
über. Insbeſondere nehmen gerade die gewerbs— 
mäßigen Exporteure, denen die Einrichtung doch am 
erſten dienen ſollte, ſie wenig oder gar nicht in 
Anſpruch. Dieſe Kreiſe unterhalten im Ausland 
überall ſachverſtändige Vertreter, mit denen ſie in 
ſtändigem telegraphiſchen Konner ſtehen und haben 
eine Abneigung gegen den ihrer Meinung nach zu 
umſtändlichen und wohl auch bureaukratiſchen ſchrift⸗ 
lichen Verkehr mit den Handelsattachés. Außerdem 
kommt hinzu, daß der Exporteur vielfach der Anſicht 
iſt, daß die Tätigkeit des Handelsſachverſtändigen, die 
er ſonſt nur als nutzlos empfindet, direkt ſchädlich 
wirkt, weil ſie häufig durch ihre Auskünfte die Kon⸗ 
kurrenz unterſtützen kann. Daß die auf die noch 
junge Inſtitution geſetzten Hoffnungen ſich noch nicht 
erfüllt haben, hat u. a. auch der Deutſche Handelstag 
anerkannt und dabei betont, daß die Auswahl der 
betreffenden Perſonen ſehr große Schwierigkeiten 
biete. Dieſe Schwierigkeiten wären jedoch zu beſei— 
tigen, wenn man gewiſſe Hinderniſſe hinwegräumte, 
die es heute vielen tüchtigen und für dieſe Poſten 
qualifizierten Männern unmöglich machen, die 
Karriere des Handelsſachverſtändigen einzuſchlagen. 
Heute iſt nämlich der Handelsſachverſtändige zwar 
für die Dauer feines dreijährigen Vertrages Reichs⸗ 
beamter, beſitzt jedoch nicht wie die übrigen Reichs⸗ 
beamten Anrecht auf Penſion und Witwengeld. 
Außerdem geht das Reich keine Verpflichtung ein, 
ihn nach Ablauf ſeines dreijährigen Vertrages in 
den Veichsdienſt zu übernehmen, fo daß der Sach— 
verſtändige meiſt vor dem Einſchlagen dieſer Lauf⸗ 
bahn das Niſiko vor Augen hat, nach Ablauf von 
drei Jahren ſich wieder eine kaufmänniſche Stellung 
zu ſuchen. All dies ift auch deshalb beſonders ge— 
fährlich, weil einerſeits die Sachverſtändigen keinen 
Dienſteid ablegen und „keine Verpflichtung zur 
ſpäteren Geheimhaltung von Dienſtgeheimniſſen ein⸗ 
gehen, alfo ſpäter in ihrer kaufmänniſchen Stellung 
die als Handelsattaché gewonnenen vertraulichen Er- 
fahrungen verwerten können, andererſeits aber auch 
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deshalb, weil ſie natürlich ſchon während ihrer Dienſt⸗ 
zeit Umſchau nach einem für fie geeigneten kauf⸗ 
männiſchen Poſten halten müjfen, und dabei oft und 
leicht mit einzelnen kaufmänniſchen Kreiſen in eine 
ſo enge Berührung kommen können, daß ihre Unpar⸗ 
teilichkeit dadurch Schaden nehmen kann. Eröffnet 
man den Sachverſtändigen die Möglichkeit, lebens⸗ 
länglich im Reichsdienſt zu bleiben, und eventuell 
in die Konſulatskarriere oder in das Auswärtige 
Amt und das Neichsamt des Innern überzugehen, ſo 
wird auch die Ausleſe der Handelsſachverſtändigen 
in Zukunft nicht mehr derartige Schwierigkeiten 
bieten. — In der Frankfurter Zeitung werden 
die zahlenmäßigen Ergebniſſe von 


Deutſchlands Emiſſionstätigkeit im Jahre 1913 


beſprochen. Trotz der während des ganzen Sommers 
herrſchenden Kapitalsknappheit und trotz des Um⸗ 
ſtandes, daß die Durchſchnittshöhe des Reichsbank⸗ 
diskontes 5,88 gegen 4,98 % und die des Privat- 
diskontes 4,95 gegen 4,22 % im Jahre 1913 betrug, 
bleibt die Emiſſionstätigkeit in ihrer Geſamtſumme 
nicht allzu ſehr hinter der des Vorjahres zurück. Je⸗ 
doch wird dieſes Bild nur dadurch hervorgerufen, 
daß die Anforderungen des Reiches und der Bundes- 
ſtaaten, ſowie ſeitens ausländiſcher Staaten an den 
deutſchen Kapitalmarkt außerordentlich hoch geweſen 
ſind und das erhebliche Manko in der Emiſſionstätig⸗ 
keit von Hypothekenpfandbriefen, Kommunalwerten 
und Dividendenpapieren zum großen Zeile ausge⸗ 
glichen haben. Insgeſamt betrug dem Kurswerte nach 
die Summe der Emiſſionen in 1913 2,4194 Williar⸗ 
den % gegen 2,595 Milliarden in 1912. Im Jahre 
1910 hatte die Endziffer ſich auf 2,6 und 1909 gar 
noch auf 3,156 Milliarden / geſtellt. Von der 
Geſamtſumme von 2,494 Milliarden entfielen rund 
2,052 Milliarden auf feſtverzinsliche und nur 441,8 
Millionen A. auf Dividendenwerte. Deutſche Staats- 
anleihen wurden insgeſamt im Betrage von 810,79 
Mill. / gegen nur 630,77 Mill. % im Vorjahre 
emittiert. Eine außerordentlich ſtarke Vermehrung 
zeigt der Kapitalsbedarf fremder Staaten, der mit 
nicht weniger als 559,85 Mill. / am deutſchen 
Geldmarkt befriedigt wurde. Im Vorjahr betrug 
die entſprechende Ziffer nur 39145. Mill. , und 
ſeit dem Jahre 1900 iſt nur einmal — 1905 — ein 
noch höherer Betrag von ausländiſchen Staats- 
papieren in Deutſchland zur Emiſſion gelangt. Ent- 
ſprechend der für niedrig verzinsliche Rentenwerte 
ſehr ungünſtigen Konſtellation auf dem Geldmarkte 
gelangten nur für 265,45 Will. / Stadt⸗ und Pro- 
vinzialanleihen zur Emiſſion gegen ca. 330 Mill. 
im Vorjahre, trotz des augenblicklich ſehr ſtarken 
Geldbedarfs der deutſchen Kommunen. Die außer⸗ 
ordentlich ſchlechte Lage des Pfandbriefmarktes wird 
treffend illuſtriert durch gie Feſtſtellung, daß 1913 
nur für 44,29 Mill. / deutſche Hypothekenobligatio⸗ 
nen emittiert werden konnten, während im Vorjahre 
die gleiche Ziffer ſich noch auf 204,60 und im Jahre 
1911 auf 515½ Will. % geſtellt hatte. Auch ſonſtige 
Obligationen wurden nur in geringerem Waße als 
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im Vorjahre, nämlich im Betrage von 371½ Mill. 
gegen 453½ Mill. A, ausgegeben. Der Betrag der 
neu ausgegebenen Bankaktien fiel von rund 180 Will. 
im Jahre 1912 im abgelaufenen Jahre auf rund 
50 Mill. /. Eiſenbahnaktien wurden im Betrage 
von 24½ Mill. M. gegen den im Vorjahre etwas 
geringeren Betrag von 16,70 Will. % emittiert. 
Von der diesjährigen Emiſſion entfallen allein mehr 
als die Hälfte auf die Aktien der elektriſchen Hoch— 
und Untergrundbahn. In der zur Beurteilung der 
induſtriellen Gründung- und Arbeittätigkeit mak- 
gebenden Gruppe der Induſtrieaktien prägt ſich ſehr 
deutlich die Beengtheit des Kapitalmarktes des Jahres 
1913 aus. Es wurden hier nämlich nur 367,21 Mil- 
lionen / Aktien gegen 694,82 Will. / im Vorjahre 
emittiert. — 


Aus den Börsensälen. 


Nachdem die Ermässigung des Reichs- 
bankdiskontsatzes auch in den letzten Tagen 
des alten Jahres die Effektenmärkte von ihrer 
gedrückten Stimmung nicht zu befreien ver- 
mocht hat, machte sich sofort nach dem Be- 
ginn des neuen Jahres eine etwas grössere Zu- 
versicht geltend. Vorläufig ist die Befestigung 
allerdings nur auf die etwas grössere speku- 
lative Regsamkeit aus den Börsenkreisen 
zurückzuführen. Das Privatpublikum hat sich 
von seiner Zurückhaltung noch nicht emanzipiert, 
und es wird jetzt darauf ankommen, ob es der 
berufsmässigen Spekulation gelingt, einen Um- 
schwung herbeizuführen. Die Börse hofft, dass 
der niedrige Geldstand endlich den Anlass zu 
grösseren Effektenanlagen geben müsse; schon 
aus der einfachen Erwägung heraus, dass die 
Banken genötigt sind, bei den allgemein nie- 
drigeren Zinssätzen auch die Sätze für Depo- 
sitengelder zu ermässigen. Die Tatsache, dass 
im Monat Dezember eine günstigere Börsen- 
stimmung nicht aufzukommen vermochte, ob- 
gleich doch schon damals der Geldmarkt ein 
flüssiges Ausschen hatte, wird mit der Wehr- 
steuer in Verbindung gebracht. Es ist, auf 
den ersten Blick betrachtet, nicht recht ein- 
zusehen, warum die Effektenkäufer.durch diese 
Steuer abgeschreckt sein sollten; aber es scheint 
dennoch, -dass ein gewisser Einfluss bestanden 
hat, allerdings kein so grosser, wie man au der 
Börse vielfach behauptete. Ein Zusammen- 
hang zwischen Kursentwicklung und Wehrsteuer 
scheint insofern bestanden zu haben, als manche 
Effektenbesitzer im Dezember einen Teil ihrer 
Wertpapiere verkauft haben, um die durch den 
Kursrückgang erlittenen Verluste von dem zu 


versteuernden Einkommen abzusetzen. Rech- 
nungmassige Verluste, die sich ergeben, 


wenn der Kurs vom 31. Dezember sich unter 
den Anschaffungkurs stellt, gelten nicht als 
Minderung des Einkommens im steuertech- 
nischen Sinne. Die doppelte Besteuerung des 
Einkommens, die in diesem Jahre durch die 
Wehrsteuer notwendig wird, mag daher die 
Effektenverkäufe besonders nahegelegt haben, 


aa Eifektenbesitzer darüber verstimmt 
een an eines durch Kursrückgang 
Sr ARE nicht einmal eine geringere 
freilich en darf. Dass diese Erwägung 
wesen ist m von erheblichem Einfluss ge- 
weil das a sich schon deshalb vermuten, 
Pia Se das bei einem Rückkauf der 
gemäss grös höherem Kurse entsteht, natur- 

ser ist als die Ersparnis an Steuern. 


< ung bieten für eine grössere Kurssteige- 
befriedigend naturgemäss immer noch die un- 
und 501 en Nachrichten. aus der Industrie, 

ange diese nicht wesentlich besser 
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e 1 wohl eine umfangreiche speku- 
en eschäftstätigkeit sich kaum entfalten 


dia a belgischen Eisenmar kte sind 
namentlich Ken, für einige a ertigfabrikate, 
ig ür Bandeisen, wiederum herab- 
den Wit Bere ist bemerkenswert, dass 
einiger Fache naftlichen Jahresbetrachtungen 
industrie fü az die Aussichten ın der Eisen- 
geschildert r das laufende Jahr nicht günstig 
8 AS a Die „Rhein.-Westf. Ztg.“ 
ne 8 uslassungen von massgebenden Di- 

en grosser Montanwerke veröffentlicht, in 


den i x 5 
Wade die gleiche Auffassung zutage tritt. Immer 
Arbeit wird hervorgehoben, dass zwar genügend 


R Aip e Werke vorhanden ist, jedoch die 
AR olge der erheblicheren Produktions- 
u 8 Steigerung nicht erfahren. Viel- 
. ie Hoffnung auf, dass das Früh- 
ER N gesteigerte Bautätigkeit bringen werde. 
N ee a zwischen den grossen 
858 ar rtgesellschaften ist geeignet, 
Di ae der Börse zu beeinträchtigen. 
Ak = ulation will zwar noch immer nicht 
Dauer glauben, dass dieser Kampf von langer 
1205 = wird, und selbst die Erklärung der 
ne ass sie an den Verhandlungen in Paris 
9 5 upt nicht teilnehmen werde, wenn ihr 
1e 5 zunächst bindepde Versprechungen über 
A TA 115 geforderte Quotenerhöhung im nord- 
har 15 en Passagepool gemacht worden sind, 
n aea grösseren Kursrückgang der Schiff- 
u nicht mehr hervorgerufen. Es ge- 
“Er 1125 Anschein, dass auf die Schwierig- 
BE = ‚Verlängerung des Pools bereits er- 
Aud eo FF eingegangen worden 
eiten 7 55 ein gewisses Deckungbedürfnis 
Auch A Ser Angebot an den Markt kommt. 
das 4 2 dass die Abschlüsse für 
verbinde i noch günstig ausfallen werden, 
Be E 8 Verkäufe in Schiffahrt- 
Bild sich nie ist nicht gesagt, dass das 
ee vollständig ändern kann, wenn 
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Am Kassamarkt war die Tendenz im 
allgemeinen recht fest; sogar an denjenigen 
Tagen, an denen gleichzeitig die Terminmärkte 
eine leichte Abschwächung erkennen liessen. 
Die Kurserhöhungen vollzogen sich auch hier 
bei beschränktem Geschäftsverkehr, und nur ver- 
einzelt fanden regere Umsätze statt. Zu den- 
jenigen Werten, bei denen dies der Fall war. 
gehören in erster Linie die Aktien der grossen 
chemischen Fabriken, namentlich die 
des Anilinkonzerns. Neben der Elek- 
trizitätindustrie hat, wie schon mehrfach in der 
Presse hervorgehoben wurde, die chemische 
Grossindustrie unter der wirtschaftlichen De- 
pression nur wenig zu leiden gehabt. Es liegt 
dies an der Stellung, die dieser Industriezweig 
einnimmt. Dadurch, dass das Absatzgebiet der 
massgebenden chemischen Werke sich fast über 
die ganze Welt erstreckt, wird in den Zeiten 
eines Konjunkturrückganges ein gewisser Aus- 
gleich geschaffen. Im Jahre 1913 hat.der ın 
den Jahren zuvor gesunkene Export nach Ost- 
asien eine gewisse Zunahme erfahren, wäh- 
rend z. B. die Ausfuhr nach den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika etwas zurückgegangen 
ist. Eine besonders erhebliche Steigerung hat 
der Indigoexport zu erzielen vermocht. Die 
Ausfuhr betrug in den ersten elf Monaten des 
Jahres 1913 311447 dz gegen 221 3 d I. V 
Hieraus wird man allerdings wohl kaum emen 
Schluss auf eine entsprechende Steigerung der 
Gewinnergebnisse ziehen können, weil die Kon- 
kurrenz am Indigomarkte gewachsen ist und 
auch die Preise eine Ermässigung erfahren 
haben. Die Anregung zu den spekulativen 
Käufen in den Aktien des Anilinkonzerns gab 
die kurz nach den Weihnachtfeiertagen ver- 
breitete Meldung, dass die B a dische Ani- 
lin- und Sodafabrik die Majorität der 
Aktien des Vereins chemischer Fabri- 


ken zu Zeitz erworben hat. Der Ab- 
schluss des Geschäftes ist Anfang dieser 
Woche definitiv zustande gekommen; be- 


teiligt sind neben dem genannten Unternehmen 
auch die Elberfelder Farbenfabriken, 
während die A.-G. für Anilinfabri- 
kation Aktien nicht übernommen hat. Die 
Börse hat an dieses Projekt allerhand Kom- 
binationen geknüpft, die aber erheblich über das 
Ziel hinausschiessen dürften. Man hat von einer 
Kapitalserhöhung der Badischen Anilinfabrik 
gesprochen, und von weiteren Beteiligungen des 
Konzerns bei anderen chemischen Fabriken. 
All dies dürfte jedoch auf leeren Kombinationen 
beruhen. Dass che Majorität der Aktien der 
Zeitzer Gesellschaft, zu deren Erwerb nicht viel 
mehr als 3 Mill. % notwendig sind, ohne eine 
Kapitalserhöhung gekauft werden können, ver- 
steht sich von selbst; besass doch Ende 1912 
die Badische Anilinfabrik allen ein Bankgut- 
haben von rund 40 Mill. %. Eine andere Frage 
ist, ob Angliederungen anderer chemischer Fa- 
briken beabsichtigt sind. Der Zweck des Er- 
werbes der Zeitzer Aktien ist, einen Grossab- 
nehmer für das von der Badischen Anilinfabrik 
neuerdings hergestellte schwefelsaure Ammoniak 
zu finden. Die neuen, und wie von Fachkreisen 
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behauptet wird, technisch bedeutungsvollen An- 
lagen in Oppau dienen der Erzeugung des Ammo- 
niaks auf synthetischem Wege, während bisher 
die Gewinnung nur als Nebenprodukt bei der 
Koksbereitung erfolgte. Die Ammoniak-Verkaufs- 
G. m. b. H., der die grossen rheinisch-west- 
fälischen Bergwerksgesellschaften angehören, und 
die etwa 60 % der gesamten deutschen Produktion 
vertreibt, hatte schon vor einiger Zeit mit der 
Badischen Anilinfabrik Verhandlungen zum 
Zwecke einer Verständigung angeknüpft. Diese 
haben sich bisher zerschlagen, und anscheinend 
um einen Kampf gegen das Kartell besser führen 
zu können, hat sich die Badische Anilinfabrik 
einen Abnehmer geschaffen, zumal die Gross- 
händler naturgemäss in eine gewisse Abhängig- 
keit vom Kartell und somit für den neuen Produ- 
zenten weniger in Betracht kommen. Es wird 
allerdings in den beteiligten Kreisen vielfach ange- 
nommen, dass es zu einem Kampfe zwischen der 
Badischen Anilinfabrik und der Ammoniak-Ver- 
kaufs-G. m. b. H. gar nicht kommen werde, 
sondern dass in absehbarer Zeit eine Einigung 
erzielt werde. Für die Aktionäre der Zeitzer Ge 
sellschaft hat diese Transaktion hauptsächlich 
nur insofern Interesse, als sie vermuten lässt, 
dass die Badische Anilinfabrik den Erwerbspreis 
der Aktien für angemessen gehalten hat. Es 
besteht freilich die Möglichkeit, daß der Gross- 
aktionär den Preis kles anzukaufenden Ammoniaks 
verteuern wird, und diese Befürchtung scheint 
auch die Ursache dafür zu sein, daß der Kurs 
der Zeitzer Aktien auf die Nachricht von der 
Beteiligung des Anilinkonzerns eine Steigerung 
nicht mehr erfahren hat. Er ist nur vorher, als 
Gerüchte von einer besonderen Finanztransaktion 
auftauchten, etwas gestiegen. 


Bruno Buchwald. 


Umschau. 


n. South West Africa Company. 


Man schreibt 
mir: „In den 
letzten Tagen hat man nach längerer Pause wieder einmal 
etwas von der South West Africa Co. gehört; die Leitung 
der Gesellschaft ist in die Oeffentlichkeit getreten mit einer 
Erklätung, die an sich ziemlich unmotiviert erschien, die 
aber ein sprechender Beweis dafür war, dass trotz des 
Zurücktretens des früher sehr lebhaften Interesses an den 
Aktien des Unternehmens bei dieser Gesellschaft intern 
sehr viel vorgegangen ist, ja, dass das Unternehmen all- 
mählich in ein entscheidendes Stadium für seine weitere 
Entwicklung tritt. Die Verwaltung der Gesellschaft wies 
zunächst einmal darauf hin, dass bis auf einen verschwinden- 
den Bruchteil ſast das ganze ausgegebene Aktienkapital der 
Gesellschaft bar oder rasch greifbar in den Kassen des Unter- 
nehmens ruht; die Kassenbestände und flüssigen Mittel 
umfassen nicht weniger als 34½ Mill. S4 bei 35 Mill. c# 
emittiertem Aktienkapital. Daneben verwies die Direktion 
auf die übrigen Besitztümer, Minenrechte, Landgebiete und 
umfassenden Beteiligungen bei freilich nur zum Teil gut- 
rentierenden, aktiv arbeitenden Unternehmungen. Der Dar- 


stellung ihrer Aktiva schloss die Gesellschaft dann aber 
eine Darlegung über ihre Differenzen mit dem Kolonial- 
amt an, die kaum anders zu bezeichnen ist, denn als eine 
Flucht in die Oeffentlichkeit. Die Gesellschaft entwickelt 
historisch ihre Divergrenzen mit der deutschen Kolonial- 
verwaltung, die von dem Unternehmen die Einführung der 
allgemeinen Schürf- und Bergfreiheit in ihrem Konzessions- 
gebiet gefordert hat, weist darauf hin, dass nach einem 
Entgegenkommen, zu dem sich die Gesellschaft im Jahre 
1908 entschlossen hatte, das Jahr 1911 erneute Vorstösse 
des Kolonialamts gebracht habe, das eine stärkere An- 
passung des Bergregulativs der South West Africa Com- 
pany an die Kaiserliche Bergverordnung erzwingen wollte. 
Die Gesellschaft machte neue Vorschläge, ohne Erfolg. 
Im Jahre 1912 setzte das Kolonialamt bzw. der Landesrat 
von Südwestafrika damit ein, erneut gegenüber den Be- 
sitzern von Bergsonderrechten die Steuermaschine tätig 
werden zu lassen. Das veranlasste die South West Africa 
Company zu neuen Ausgleichsvorschlägen an die Regierung, 
Vorschlägen, denen sich ihre Tochtergesellschaften (Kaoko 
und Otavi) anschlossen. Wiederum ohne Erfolg; das 
Kolonialamt informierte die Gesellschaft ausdrückich 
dahin, dass, solange sie auf ihr besonderes Bergregulativ 
nicht verzichte und nicht die Bergverordnung grund- 
sätzlich annehme, sie von der neuen Bergsonderrechts- 
steuer nicht befreit werden könne, Am 1. Oktober 1913 
trat die Bergsonderrechtssteuer-Verordnung in Kraft, eine 
Massregel, die die Gesellschaft jetzt ausdrücklich als „Straf- 
verordnung“ für die der kaiserlichen Bergverordnung 
widersprechenden Konzessionäre bezeichnet. Die Bekannt- 
machung der Gesellschaft enthält den prägnanten Ausdruck 
„Erdrosselungsteuer“. Die Verwaltung beruft sich auf die 
Verfassung des Deutschen Reiches, mit der solche Mass- 
regeln unvereinbar seien und erklärt, sie werde sich jeder 
Veranlagung zu der neuen Steuer widersetzen. Während 
die South West Africa Company den Nacken steif hält, 
musste sich die Kaoko-Gesellschaſt, ihr Tochterunternehmen, 
dem neuen Zwange unterwerſen, um nicht von der Last einer 
jährlichen Abgabe von 200 000 # als Bergsonderrechts- 
steuer erdrückt zu werden. Auch die Kaoko-Gesellschaft 
aber hat protestiert und will ihre Rechte wahren. Die 
Frage, mit welchen Mitteln die South West Africa Company 
sich der Bergsonderrechtssteuer entziehen will, liegt nicht 
ganz klar; die Gesellschaft kann prozessieren, ist aber wohl 
nicht in der Lage, sich der Veranlagung zur Steuer wirk- 
sam zu widersetzen. Vielleicht versteift sich die Gesell- 
schaft darauf, dass sie ein Unternehmen englischen Rechts 
ist und in London domiziliert. Da könnte man das hübsche 
Schauspiel erleben, dass eine fast ausschliesslich in einer 
deutschen Kolonie arbeitende Gesellschaft, deren Aktien 
sich zugestandenermassen zum überwiegenden Teile in 
Deutschland befinden, auf den diplomatischen Schutz eines 
fremden Staates beruft, um gegen die Regierung des 
Staates, in welchem materiell ihre Heimat ist, einen Streitfall 
auszufechten. Die ganzen Fragen, um die es sich hier 
handelt, sollten aber für die South West Africa Company, 
bei Lichte betrachtet, doch nicht von so ausschlaggebender 
Bedeutung sein, als dass es notwendig wäre, die An- 
gelegenheit zu einem offenen Konflikt und zu langwierigen 
Weiterungen auswachsen zu lassen. Die deutsche Kolonial- 


verwaltung hat das an sich durchaus berechtigte Bestreben, 
aus den deutschen Schutzgebieten soviel zu machen, als nur 
irgend zu machen ist. Man kann den Gesellschaften, denen in 
einer kolonialunwilligen Periode des deutschen Wirtschaft- 
lebens überreiche Konzessionen fast geschenkt zugeſallen 
sind, den Vorwurf nicht ersparen, dass sie jahrzehntelang 
die Hände in den Schoss gelegt haben, und dass es im 
wesentlichen erst des mächtigen Anstosses, den die Dia- 
mantenfunde brachten, bedurfte, um manche Konzessions- 
gesellschaften einigermassen aktiv werden zu lassen. Gewiss 
bat die South West Africa Company immer noch am meisten 
von den Konzessionsgesellschaften geleistet. Sie hat die 
Otavi-Gruppe errichtet und es wohl verstanden, die Kupfer- 
vorkommen nutzbar zu machen. Im Anschluss daran hat 
ihr weiterer Interessenkreis durch die Errichtung der 
Otavibahn Erspriessliches geleistet. Aber in sehr weiten 
Gebieten ihrer ursprünglichen Konzession hat auch die 
South West Africa Company nach Möglichkeit alle er- 
heblichen Risiken vermieden und die Hände ruhen lassen. 
Das gilt ganz besonders in bezug auf ihr grösstes Tochter- 
unternehmen, Kaoko- Land- und -Minen-Gesellschaft, für 
die bis heute, wenn man von ein paar nutzlosen Expedi- 
tionen absieht, eigentlich so gut wie nichts geschehen ist. 
Die berechtigte Politik des Kolonialamtes geht dahin, alle 
Konzessionäre zu einem aktiveren Leben heranzuziehen, 
eventuell zu zwingen — oder aber durch Einführung der 
absoluten Schürffreiheit neue Interessenten heranzuziehen. 
Ob das Amt sich dabei in seinen Mitteln vergreift oder 
vergriffen hat, ob seine Steuerpolitik juristisch berechtigt 
ist oder nicht, darüber werden ja schliesslich die zu- 
Ständigen Instanzen noch zu befinden haben. Man versteht 
nicht recht, warum es der South West Africa Company so 
Schwer fällt, sich mit dem Kolonialamt zu verständigen. 
Gerade bei ihrem glänzenden finanziellen Status sollte es 
der Gesellschaft doch nicht unmöglich sein, der Regierung 
des Schutzgebietes ihren guten Willen zu beweisen. Die 
englische South West Africa Company, die doch in Wahrheit 
ein deutsches Unternehmen ist, braucht nur einmal an das 
Kolonialamt mit ernstlichen Vorschlägen über ihre weitere 
Geschäftspolitik heranzutreten und ein umfassendes Arbeits- 
Programm zusammen mit dem Kolonialamt festzulegen. Es 
ist wohl keine Frage, dass sich dann sehr schnell eine 
Verständigung erzielen liesse. Dass die South West. Africa 
Company in neueren Jahren kleinere Schürfunternehmungen 
gebildet und gefördert hat, dass man im Kaokofelde dies 
und jenes gesucht hat, das sind doch schliesslich keine 
Aufgaben, die die Tätigkeit eines Unternehmens mit 
35 Millionen Kapital, mit fast 35 Millionen Mark baren 
Mitteln und gesicherten Eingängen aus ertragreichen Be- 
teiligungen erschöpfen kann. Dabei hätte die Gesellschaft 
wirklich Arbeit ín reichem Masse, wenn sie nur suchen 
würde. Das ungeheure Kaokofeld liegt brach, obwohl 
dort nachgewiesenermassen Bodenschätze der Erschliessung 
harren, speziell grosse Erzlager. Der Konzern der South 
West Africa Company, der die Kacko- Gesellschaft heute 
gegen billiges Entgelt zurücker werben könnte, sollte ein- 
mal dem Kolonialamt den Vorschlag machen, eine Babn 
ins Kaokoland zu bauen, sie würde wahrscheinlich erfahren, 
dass man alsdann dort sehr schnell zu einem billigen 
Vergleich in den sonst strittigen Punkten geneigt wäre. 
Die Regierung baut jetzt eine Bahn ins Amboland; dieser 
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Linienführung könnte eine Kaokobahn um so besser an- 
geschlossen werden, als sie der Stützpunkt für eine spätere 
Erschliessung des Südens des portugiesischen Angola 
werden könnte, in das ohnedies die materiellen Interessen 
der South West Africa Company stark hinüberreichen. 
Aber in England, bei der Londoner Direktion, glaubt man 
vielleicht besser zu fahren, wenn man mit der deutschen 
Reichs- und Kolonialregierung zunächst den entstandenen 
Konflikt durchkämpft. Man wird ja sehen, wohin diese 
Dinge führen. Für die Aktionäre der South West Africa 
Company sind sie sicher alles andere als erfreulich, und 
es wäre recht gut, wenn die vor einiger Zeit errichtete 
deutsche Vereinigung der South West Africa Company- 
Aktionäre hier vermittelnd eingreifen würde. Die Aktien 
der South West Africa Company nehmen heute mit etwa 
115% einen Stand ein, der, man darf das offen aussprechen 
in keiner Weise der Bilanz entspricht. Eine Gesellschaft, 
die fast 100 % ihres Kapitals in bar bezw. Renten etc. in 
ihren Kassen liegen hat und die darüber hinaus noch grosse, 
wenn auch nur zum Teil rentable Werte in anderen Aktiven 
besitzt, erzielt knapp 15°, an Agio! Natürlich erklärt 
sich der tiefe Kursstand zum Teil daraus, dass grosse 
Teile der Aktiva nicht werbend sind und dass infolgedessen 
sich auch die Dividenden bisher mit immer abwechselnd 
7½ und 5 % (zuletzt 5 %) nicht eben beträchtliche Höhen 
zeigen. So kommt die South West Africa Company in 
Gefahr, durch die Art der Anlage ihrer bereiten Mittel 
schliesslich allen möglichen anderen Interessen zu dienen, 
nur nicht den deutschkolonialen. Den Interessen der 
Aktionäre würde es sehr dienen, wenn es gelänge, auf 
dem Wege einer Generaleinigung zwischen der Gesellschaft 
und der Kolonialverwaltung auf der Basis eines ent- 
schiedenen und umfassenden Arbeitsprogramms reinen 
Tisch zu machen. Es brauchte die Aktionäre dabei nicht 
zu bedrücken, wenn sie vielleicht ein paar Millionen, selbst 
10 oder 15 Millionen, in neuen Unternehmungen oder 
Bahnbauten investieren und riskieren müssten. Die 115 %, 
die heute die Aktien stehen, wären sie, auch wenn zunächst 
die Zinsen und Gewinne aus neuen Geschäften spärlich 
flössen, dann immer noch wert. Mit dem neuen Risiko 
würde die Gesellschaft aber auch neue Chancen gewinnen, 
zumal eine stärkere wirtschaftliche Fürsorge für das grosse 
Tochterunternehmen, die Kaoko - Gesellschaft, doch zum 
mindesten den jämmerlichen Kursstand dieser Aktien 
(heute nur wenig über 20 %) einigermassen anfveszern. 
und damit ein Aktivum der South West Africa Company 
meliorisieren würde. 


Beschränkung der Generalversammlung. G N 


assessor Dr. Franke- Berlin, schreibt: „Zu der in Heft 1 
Seite 10 mitgeteilten Reichsgerichts-Entscheidung ist fol- 
gendes zu bemerken: & 260 Handels-Gesetz-Buch bestimmt 
u. a., dass die Gewinnverteilung durch die Generalveısammlung 
zu bemessen ist. Dies bedeutet, dass die Generalversammlung 
das letzte Wort bei der Festsetzung der Höhe der Divi- 
dende hat. Weder Vorstand noch Aufsichtat einer 
Aktien-Gesellschaft können einen die Aktionäre bindenden 
Beschluss dahingehend fassen, dass die Dividende auf so 
und so viel Prozent festgesetzt wird. Sie können daher 
auch ohne Zustimmung der Generalversammlung keinen 


Vertrag mit einem Dritten dahin schliessen, dass die 
Dividende 6% nicht überschreiten darf. Hat sich nun 
die Generalversammlung mit dem Vertrage zwischen der 
A.-G. und der Stadt mit einfacher Mehrheit einverstanden 
erklärt, so ist dadurch nur zum Ausdruck gekommen, dass 
für das gerade beendigte Jahr eine Dividende von nicht 
mehr als 6% zur Verteilung gelangen soll. Dagegen hat 
dieser Generalversammlungbeschluss für die folgenden 
Jahre keine Wirkung. Denn nach $ 260 HGB. kann die 
Generalversammlung die Bilanz- und Gewinnverteilung 
nur „genehmigen“. Genehmigt kann aber nur etwas 
werden, was schon vorhanden ist, Die Gewinne der 
folgenden Jahre sind aber noch zukünftig. Soll der 
Beschluss auch für spätere Zeit Gültigkeit haben, so kann 
dies nur durch Aufnahme einer solchen Bestimmung in 
die Satzung gescheben. Eine Satzungänderung bedarf 
aber nach $ 275 HGB. mangels anderer Bestimmungen der 
Satzung selbst, einer dreiviertel Majorität. Dem steht 
folgendes gegenüber: Eine A.-G. wird nach $ 231 HGB. 
ihren Vorstand vertreten. Esistnun doch anzunehmen, dass 
der Vertrag zwischen der Stadtgemeinde und der A.-G. 


durch vertretungberechtigte Direktoren oder Pro- 
kuristen abgeschlossen ist. Solche Verträge, welche 
Vorstandsmitglieder namens der A.-G. mit anderen 


Personen abschliessen, sind also für die A.-G. bindend. 
Ob etwa die Direktoren ihren Auftrag überschritten haben 
oder ihre Gesellschaft zu etwas verpflichteten, wozu sie die Zu- 
stimmung der Generalversammlung mit Dreiviertel-Majorität 
brauchten, ist für die Beurteilung der Frage der Rechts- 
beständigkeit eines Vertrages mit anderen Personen be- 
langlos. Dies ist für den Verkehr durchaus erforderlich, 
denn man kann doch z. B. im vorliegendem Falle nicht 
von den Vertretern der Stadt verlangen, dass sie vor 
Abschluss des Vertrages die Direktoren der A.-G. fragen: 
Seid Ihr auch zum Abschluss eines derartigen Vertrages 
berechtigt? Habt Ihr auch die Zustimmung der General- 
versammlung zur Beschränkung der Dividende? Die 
Lächerlichkeit solcher Fragenstellung richtet sich doch 
von selbst. Der Stadtgemeinde muss es genügen, wenn 
sie den Vertrag mit vertretungberechtigten Personen der 
A.-G. abgeschlossen hat. Istdies geschehen, soistder Vertrag 
gültig und damit die Reichsgerichts-Entscheidung richtig. 
Der Vorstand wird also in der nächsten Generalversammlung 
6 % Dividende vorschlagen müssen. Ist die General- 
versammlung nun daran gebunden? Wenn sie die vor- 
geschlagene Gewinnverteilung nicht genehmigt, erhalten 
die Aktionäre keine Dividende. Sie wird also no'gedrungen 
6% genehmigen müssen. Aber sie kann sich wegen des 
Ausfalles von 4% an den Vorstand persönlich halten, der 
in Ueberschreitung seiner ihm zustehenden Rechte den 
die Aktionäre schädigenden Vertrag mit der Stadt abge- 
schlossen hat,“ 


Herr Adolf Goy-Essen schreibt: 
„Zu dem Artikel auf Seite 11 des 
„Plutus möchte ich mir folgende Bemerkungen erlauben, 
Wenn die Belastung von eingelösten Schecks per Tag der 
Ausstellung damit motiviert wird, dass ja der Aussteller 
an diesem Tage das Geld hätte abheben und an den 
Empfänger senden müssen, so scheint mir doch diese Be- 
gründung auf recht schwachen Füssen zu stehen. Denn -e 


Scheckvaluta. 
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ganz abgesehen davon, dass dadurch die Vorteile des 
Scheckverkehrs zum guten Teil illusorisch gemacht würden 
— der Kontoinhaber hat doch eben das Geld nicht ab- 
gehoben, die Bank hat es vielmehr für ihn erst einige 
Tage später ausgezahlt und bis zu diesem Tage kann er 
doch wohl die Zinsen verlangen. Nun ist es gewiss 
richtig, wenn Sie schreiben: „Zweifellos ist, dass die Bank 
durch die frühere Valutierung von Schecks einen Zins- 
gewinn hat. Dagegen ist es sehr zweifelhaft, ob durch 
die frühere Belastung dem Kunden ein wirklicher Nachteil 
entsteht.“ Dieser zweite Fall ist doch aber sehr leicht 
möglich, denn wenn die Bank den erwähnten Zinsgewinn 
hat, so muss auch jemand da sein, der den entsprechenden 
Verlust trägt. Und das ist der Empfänger des’ Schecks. 
Nehmen wir an, er hätte den Betrag am 15. erhalten 
müssen, bekommt jedoch dafür einen Scheck, den ihm 
seine Bank erst per 19. krediert, so wird er, wenn es 
sich um einen nennenswerten Betrag handelt, sich wegen 
der Zinsdifferenz an den Aussteller des Schecks halten. 
Dieser letztere kommt dann unter Umständen in die Lage, 
diese 4 Tage Zinsen doppelt tragen zu müssen: einmal 
dadurch, dass er dem Empfänger die Differenz vergüten 
muss, zum zweitenmal dadurch, dass ihn die Bank bereits 
per Ausstellungtag belastet bat. Auch die Motivierung, 
dass diese frühere Valutierung ein Aequivalent darstellen 
soll für den Zinsverlust, den die Bank durch das Halten 
grösserer Kassenbestände erleidet, ist wohl nicht recht 
stichhaltig. Denn ich sehe nicht ein, warum gerade bei 
Zahlungen gegen Schecks eine frühere Belastung gerecht- 
fertigt sein soll; die Bank muss ihre Kassenbestände 
doch nicht nur für die Einlösung von Schecks halten, 
sondern — in noch weit höherem Masse — auch für Bar- 
abhebungen des Kontoinhabers selbst und für Zahlungen, 
die sie infolge brieflicher Orders auszuführen hat. Wenn 
die Bank konsequent sein wollte, müsste sie dann auch 
diese Belastungen einige Tage rückvalutieren, zumal wenn 
solch ein brieflicher Auftrag vom vorhergehenden oder 
noch früheren Tage datiert ist. Das Aequivalent für die 
stete Zahlungbereitschaft liegt doch aber schon in den 
niedrigen Zinsen, die auf Scheckkonten gewährt werden. 
Ich glaube daher, dass die Bark gesetzlich nicht be- 
rechtigt ist, die Belastung von eingelösten Schecks zurück- 
zuvalutieren. Bei den meisten Banken ist es allerdings 
wohl so der Brauch — doch nicht bei allen; manche 
Banken valulieren erst per Zahlungtag, andere schlagen 
einen Mittelweg ein und stellen die Valuta, besonders bei 
Schecks, in bestimmten Grenzen, 2 Tage vor den Zahlung- 
tag — und deshalb dürfte, wenn solch ein Streitfall zur 
gerichtlichen Entscheidung gelangen würde, die Bank sich 
höchstens auf § 346 des Handelsgesetzbuches stützen 
können, der lautet: „Unter Kaufleuten ist in Ansehung 
der Bedeutung und Wirkung von Handlungen und Unter- 
lassungen auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohn- 
heiten und Gebräuche Rücksicht zu nehmen.“ Wobei 
noch zu beachten ist, dass dieser Paragraph nur auf das 
Verhältnis zwischen Bank und Kaufmann, aber nicht 
zwischen Bank und Privatmann Anwendung finden kann. 
Wie jedoch der Richter entscheiden würde, lässt sich 
wohl nicht voraussagen. Ihren Ausführungen bezüglich 
der avisierten Schecks stimme ich dagegen voll- 
kommen bei.“ 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Bankausweis New York. — G.-V.: Cron- 
berger Eisenbahn, Brieger Stadtbrauerei, 
Deutsch- Chinesische Seidenindustrie 
Akt.-Ges. — Schluss der Umtauschfrist 
Akten Maschirenfabrik Crimmitschau. 


Essener Böiıse — @.-V.: E. Wunderlich 
Akt.-Ges., Ver. Dampfziegeleien. 


Sonnabend, 
10. Januar 


473% 


Montag, 
12, Januar 
41/2 
Düsseldorfer Börse. — Dekadenausweis 
Luxemburgische Prinz- Heinrich-Bahn. 
Deutschlands Branntwein- und 
Zuckerstatistik. G.-V.: Rheinische 

Automobil Ges. Mannheim. 


Dienstag, 
13. Januar 


4) 


Essener Börse. — G. v? Grosse Casseler 
Strassenbabn, Adlerbrauerei Rud. Dorst, 
Rheinische P ırtland- Cementwerke. 


Mittwoch, 
14. Januar 
4 202 
Essener böse. — Ironage- Bericht, — 
Bankausweise London, Pais. — D kaden- 
ausweis Franzosen, Lombarden.—@.-V.: 
Charlottenburger Wasserwerke.—Schluss 
der Zusammenlegungfrist Aktien Draht- 
seilbahn Durlach - Turmberg, Ein- 
reichungfrist Aktien Germania-Brauerei 
Mülheim, Umtauschfrist Aktien Leber 
Bank, Einreichungfrist Gustav Kuntze 

Wassergasschweisswerke, 


Donnerstag, 
15. Januar 


45800 


Freltag, 
16. Januar 
43/, 0% 
Sonnabend, 
17. Januar 
43), 70 


Dusselu orte, Börse. — lı oumunger-Belicht, 
— Reichsbankausweis. — G. - V. Deut- 
sche Bierbrauerei Akt.-Ges. Berlin. 


Bankausweis New York. G. V.: 
Brauerei Isenbeck, Busch Waggon- u, 
Maschinenfabrik, Voigtländer & Sohn. 


Ausserdem zu achten auf: 
Jahresausweise der Bergwerksgesell- 
schaften, Bankabschlüsse, Dividenden- 
erk ärungen. 

Zulassunganiräge 
Berlin: 6 4%, Augsburger Stadt- 
anleihe, 2,1 Aktien Ver. Nord- und 
Süddeutsche Spritwerke und Presshefe- 
fabriken, 5 4% Komm.-Obl., 20 4% 
Hyp.-Pfdbr. Kheinische Hypotheken- 
Bank. Frankfurt a. M.: 1 Aktie Fuchs 
Waggonfabrik. Bremen: 5% Hyp.- 
Obl. Bremen-Besigheimer Oelfabriken, 
2,5 5 % Obl. Metallwerke Unierweser. 
Hamburg: 30 neue Aktien Hamburg- 
Amerika- Linie, 6neue Aktien Schantung- 
Eisenbahn. Dresden: 1.3 Aktien Ober- 
lausitzer Bank Zittau. Leipzig: 7,5 
4½j% Grundrentenbriefe Mitteldeutsche 
Bodencreditanstalt. 

Verlosungen: 

14. Januar: 5% Russische à 100 Silber- 
Rubel (1864). 15. Januar: 3% Niederl. 
Komm.-Kr. 100 Gld. (1871), 2°/, Serb. 
Pr.-Anleıbe 100 Fr. (1881), Serbische 
Tabak-Anleihe 10 Fr. (1888), 2 lo 
Lüttich Stadt 100 Fr. (1905), 3% 
Amsterdam 100 Gld. (1874), 2%% Brüssel 
100 Fr. (1905), 3% Egypt. Credit 
foncier 250 Fr. (1886, 1903), 2% Ost- 
ende 100 Fr. (1898), Serb. rotes Kreuz 
20 Fr. (1907). 


wien Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle für Ian 
eng gen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. uber 
Li ralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
darin Alionstage und Losziebungen. Ferner finden die Interessenten 
den Z alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
i eitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Be > gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht besummen 
Bern Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 
vom selben Tag des Vorjahres. 


(in Mill. ): 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Ausweise der drei massgebenden eur’ päischen 
Notenbanken am Jahresschluss bringen im allgemeinen 
keine Ueberraschungen. Die Neubelastungen sind wiederum 
ziemlich erheblich und doch erreicht die Schwächung 
nirgends den Grad des Vorjahrs, da alle drei Banken dem 
Termin stärker entgegengetreten sind als damals. Soweit 
das französische und englische Institut in Betracht kommt, 
darf man die diesjährigen Ziffern bei einer Vergleichung 
mit 1912 sogar noch etwas günstiger deuten, weil der 
jetzige Ausweis genau mit dem letzten Geschäftstage des 
Jahres abschliesst, also keinen weiteren Tag mehr enthält, 
der schon Rückflüsse hätte bringen können, die ganze 
Wucht der Ansprüche mithin in den Ausweisen enthalten 
sein muss. 

In den Zahlen der Bank of England spiegelt sich die 
Tatsache deutlich wider, dass dieses Zentralinstitut zur- 
zeit stärker als sonst die massgebende Geldquelle des 
Marktes darstellt. Das Portefeuille ist um den ungewöhnlich 
grossen Betrag von mehr als 16 Mill. Pfund gewachsen, 
ein Zeichen, wie stark der Markt sich bis zuletzt bei der 
Bank versorgt hat. Gleichzeitig ergibt sich aber eine noch 
viel stärkere Zunahme der Privatguthaben, die um über 
19 Mill. Pfund gestiegen sind, so dass per Saldo doch noch 
eine Verstärkung der Position des offenen Marktes in 
seinem Verhältnis zum Zentralinstitut zu konstatieren ist, 
Diese Zunahme der Privatgutbaben über die Höhe der 
Neudiskontierungen hinaus wird man mit Rückflüssen aus 
dem Innern in Verbindung bringen dürfen. Hierauf deutet 
auch hin, dass der Barvorrat um fast 1 900 000 Pfund zu- 
genommen hat, wovon das Ausland nur 777 000 Pfund 
lieferte. Es ist allerdings auch nicht ausgeschlossen, dass 
einige Clearingbanken, um den Terminaus weis des Zentral- 
instituts zu stärken, ihre reichlichen Barvorräte zum Teil 
an die Bank abgeführt haben. Infolge der ernormen Zu- 
nahme der Depositen ist das Prozentverbälinis der 
Reserven zu den Passiven sehr stark gesunken, nämlich 
von 43¼ % auf 333/%. Dieser Umstand aber erscheint 
keineswegs tragisch, da sich die Verschiebung bei einer 
Zunahme der Totalreserve um über 1,5 Mill. Pfund voll- 
zogen hat. 

Der Ausweis der Banque de France bietet 
wepigsten Veranlassung zu besonderen Betrachtungen, da 
sich die Veränderungen der Anlagekonten fast genau wie 
im Vorjahre bewegen und nur ein etwas geringerer 
Bedarf an Umlaufsmitteln zu konstatieren ist als damals 

Der deutsche Reichsbankausweis per 31. Dezember 
ergibt in der Summe der Verschlechterung mit 615 Mill. 4 
eine neue Rekordziffer. Im vorigen Jahr erböhte sich 
die Anspannung um ca. 500 Mill. oÆ und 1911 und 1910 
um 528 bzw. 556 Mill. %. Trotzdem ist der Gesamt- 
status auf Grund der vorhergegangenen ausserordentlichen 
Stärkung noch beträchtlich kräftiger als in den genannten 
Jahren. Im Jahre 1912 hatte der Verkehr infolge der 
bekannten politischen Verhältnisse schon im November 
und den ganzen Dezember hindurch enorme Posten 
Umlaufsmittel an sich gezogen, so dass der reine Quartals- 
bedarf im Augenblick stärker aus den Reserven der 
Zirkulation Deckung suchen konnte; da auch gleichzeitig 
Gold-Importe vorlagen, konnte sogar noch eine kleine 
Stärkung des Metallbestandes eintreten, während gegen- 
wärtig ca. 30 Mill. c% Hartgeld von der Reichsbank neu 


am 


win 


in Umlauf gesetzt werden mussten. Infolge der erwähnten 


Verhältnisse genügte auch im Verkehr die Neuausgabe 
von 478 Mill. o% Noten, wogegen 1913 den Beitrag von 
551 Mill. 4 erforderte. Betrachtet man die Bewegung 
der Anlagekonten, so ist der Unterschied, wenn man nur 
den privaten Bedarf im Auge hat, weniger gross. Im 
Jahre 1912 war der Privatsatz schon wochenlang auf dem 
Niveau der Bankrate gewesen und hatte dadurch lange 
vorher schon der Reichsbank bedeutende Teile des 
Wechselmaterials zugesichert, die sonst im offenen Markt 
Unterkunft finden. Daher betrug auch die Zunahme an 
Wechseln nur 393½ Mill. A, während 1913 509 Mill. AM 
zuflossen. Von diesen letzteren mag aber ein grosser 
Prozentsatz ganz kurzfristig sein, da der im Verhältnis 
zum Ultimogeld recht niedrige Banksatz starken Anreiz 
zur Diskontierung solcher Wechsel bot. Dieses Plus an 
Wechseleinreichungen wird aber teilweise schon durch 
einen um etwa 45 Mill. s% geringeren Lombardbedarf 
im Jahre 1913 ausgeglichen. Die Gesamtbelastung der 
Anlagekonten wäre daher nur unwesentlich höher als 1912 
gewesen, wenn nicht das Reich allein ca. 105 Mill. A 
mehr entnommen hätte als damals. Bei der Zunahme der 
Schatzscheine wird es sich natürlich um eine längere Be- 
lastung des Instituts handeln, die erst mit dem Eingang 
des Wehrbeitrags ihr Ende findet. Dagegen wird man 
aus dem Wechselportefeuille sehr schnelle Rückflüsse 
erwarten dürfen, da der Prozentsatz kurzer Sichten unter 
dem neu hinzugekommenen Material zweifellos recht gross 
sein muss. Im grossen und ganzen genommen, wird man 
den Ausweis trotz der starken Neubelastung des Instituts 
als keineswegs ungünstig bezeichnen dürfen. 

Die Entlastung der europäischen Märkte hat sich bis 
jetzt ziemlich programmmässig vollzogen. An allen drei 
Hauptplätzen ist ein Sturz der Zinssätze im offenen Markt 
eingetreten. In London ist der Privatsatz auf ca. 4% %, 
in Paris auf 3¾ % und in Berlin sogar auf 3¾ 0% ge- 
sunken. In Paris erhält sich wegen der kommenden 
grossen Staatsanleiheemissionen eine gewisse Zurück- 
haltung, welche die Flüssigkeit des Marktes noch nicht 
zur vollen Entfaltung kommen lässt. Infolge des eigen- 
artigen Subskriptionsmodus bei französischen Emissionen 
bei dem die Deponierung der gezeichneten Beträge ge- 
wöhnlich in voller Summe oder in einem erheblichen 


Warenmarktprei 


se im Dezember 1913. 


Prozentsatz des Gesamtbetrages verlangt wird, ist die 
Aussicht auf eine derartige Emission von viel stärkerem 
Einfluss auf den Geldmarkt als an anderen Plätzen. 

In London ist der offene Markt an sich sehr flüssig 
und dürfte es auch in den kommenden Tagen unter dem 
Einfluss der Auszahlung der Coupongelder noch mehr 
werden: die Rückbildung des Privatsatzes ist aber einiger- 
massen durch die Tatsache beeinträchtigt, dass sich die 
Erleichterung am New-Yorker Geldmarkt nach dem Jahres- 
schluss seltsamerweise noch nicht einstellen will, sondern 
eher noch erneute Anspannung sich geltend macht. In 
vollem Umfange kommt dagegen die Entlastung nach dem 
Quartalsübergang schon in Berlin zum Ausdruck. Hierin 
zeigt sich zweifellos die augenblicklich ausserordentlich 
günstige Position des deutschen Marktes, der zurzeit die 
kräftigste Verfassung aufweist. Immerhin mag es zweifel- 
haft erscheinen, ob ein so starker Rückgang des Privat- 
satzes schon in den Marktverhältnissen begründet ist. 
Der bekannte fiberhastete Kaufandrang für Wechsel im 
Quartalsbeginn, der sich seitens der Grossbanken, Hypo- 
thekenbanken, Sparkassen, Staatsinstitute usw. geltend 
macht, mag hier wieder einen besonderen Druck ausgeübt 
haben, auf den sich nach Erledigung dieses ersten Bedarfs 
eine Reaktion ergeben müsste. 

Im Zusammenhang mit der allgemeinen Abundanz sind 
die Devisenkurze weiter beträchtlich gestiegen, namentlich 
ist besonders in den letzten Tagen Check London sehr fest 
gewesen, für den die Industrie zurzeit zur Begleichung 
überseeischer Rohstoffbezüge grossen Bedarf hat. Da ab- 
gesehen von diesen kommerziellen Verpflichtungen eine 
bedeutende Verschuldung Deutschlands an das Ausland 
nicht besteht, darf man dieser Steigerung des Sterling- 
kurses ohne Nervosität gegenüberstehen. Es ist aber 
immerhin möglich, dass eine neuerliche Diskontermässigung 
der Reichsbank hierdurch etwas verzögert wird. Unter 
dem Eindruck des Rückgangs des Privatdiskonts wurde 
verschiedentlich schon eine Ermässigung des Banksatzes 
um ein volles Prozent als nahe bevorstehend bezeichnet, 
Vielleicht wird aber die Reichsbank erst abwarten wollen, 
dass die Bank von England die 5 %-Rate verlässt. Die 
Stimmungsbilder aus der City besagen, dass ein solcher 
Schritt mit dem nächsten Ausweise zu erwarten ist, 

Justus. 


Br SER? 22. 2. | 
Weizen New York . .. 101 101 101 100%), 100½ cts. per bushel 
ir 190½ 192 12 1888, 190% M. per Tonne 
Mais bes „und, É 7093 70% 69/8 69 / 68%), | cts. per bushel 
Mais: Berhan 401. Aa e T 144, — | 145, — 145.— | 143,— 143.— M. per Tonne 
Roggen Berlin? gg gz . 1571/, 1591), 1591), 1581/, 1502), M. per Tonne 
Eier Benn er 152975; 151.756 f A51 1.451,50 150,50 M. per Tonne 
Men Berlin Ca i a O 2 20,05 20,10 | 19,85 20 05 20.— M. per dz 
e ans 7 AE T $ 64,60 64,80 65,50 65,507 B50 M. per dz 
Eisen Glasgow . . . . 2.2... 49/3 49/6 | 49/111, 500 50,2 sh/d per ton 
Silber Londoocn y 2615/6 ae 268 2613) 16 265), d per Unze 
Kupfer London n 63 651 A 64 66 £ per ton 
Zinas Lenden A N: 1783/, 172 17 168°), 170 E per ton 
Zink Ee Se 205/, 20% 22 216 | £ per ton 
ler Lone N a I ER a A ANTS 18½ (. 18% Era, 18% | £ per ton 
Baumwolle New York. . , 2 13.50 13,40 13.— 12,50 12,69 cts. per amerik. Pfd. 
Baumwolle Liverpool! ah: 7,02 6,92 6,85 6,59 6,72 cts. per engl. Pfd. 
Baumwolle Bremen . A AN 67 67 66 641), 65¼ Pf. per ½ kg 
Wolle Antwerpen 6,22½ 6.20 à 6.22 ½ 6,17½ 5,97 | Fr. per kg 
Zucker Hamburg 9 321/, 9.12½ 9.622 8.97½ 8,97½ M. per 50 kg 
ob! MER ER BER 51½ 51½ 503/4 51/½ | Pf. per ½ kg 
Petroleum New York Standard white . 8,75 8,75 8,75 8.75 8.75 cts. pro Gallone 
Salpeter Ene, 10,10 10,20 10 22½ s M. per 50 kg 
Schmalz Chicag ss .. 10,90 10,77½ 10,70 10,65 10,65 Doll, per 109 Pfd. i 


Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 

über die O.alität von Wertpapieren. Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 

nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 
Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


F. S. in Rudolstadt. Anfrage: „Ich beauftragte 
eine Bank, für mich von einer zur Zeichnung aufgelegten 
Oesterr. Staatsanleihe Kr. 10 000.— zu beschaffen. Die 
Stücke tragen keinen deutschen Effektenstempel und werden 
von der inländischen Bank einem Österr. Bankinstitut zur 
Aufbewahrung überlassen. Muss ich die Stücke mit dem 
deutschen Stempel versehen lassen, wenn ich sie mir im 
Inlande aushändigen lasse? p 

Und dann zweitens: Ich habe mir den Betrag von 
Kr. 10.000.— selbst überschreiben lassen, so dass ich mir 
das Depot in Wien selbst aushändigen lassen kann. Sind 
die betreffenden Effekten auch in diesem Falle stempel- 
pllichtig Wie ist die Bemerkurg im Saling I. Seite 499 
(13. Auflage) zu versteben, welche lautet: „Der blosse 
Besitz ausländischer Wertpapiere im Inland begründet die 
Stempelpfl chiigkeit derselben nicht“? 

Antwort: 1. In 8 2 des Reichsstempelgesetzes heisst 
es: „Ausländische Wertpapiere, welche durch ein im Aus- 
lande abgeschlossenes Geschäft von einem z. Z. des Ge- 
schäftsabschlusses im Inlande wohnenden Kontrahenten 
angeschafft sind uni ihm aus dem Ausland übersandt oder 
von ihm oder einem Vertreter aus dem Ausland abgeholt 
worden sini, sind von dem Erwerber binnen 14 Tagen nach 
der Einbringung der Wertpaplere in das Inland zur Ver- 
steuerung anzumelden“. Infolgedessen müssen Sie, sowohl 
wenn Sie sich im Iaulande ausländische Wertpapiere an- 
schaffen oder solche aus dem Auslande in das Inland holen, 
den Stempel zahlen. Dahingegen verpflichtet die Tatsache, 
dass Sie ausländische Weripapiere beslizen, die Sie nicht 
angeschafft haben, sondern z. B. aus einer Erbschaft er- 
halten haben — und die auch der Erblasser nicht, als er 
im Inlande wohnte, durch ein Kaufgeschäft erworben hat — 
oder dıe Sie früher gekauft baben, als Sie Ihren Wohnsitz 
noch im Auslande hatten, nicht zur Stempelzahlung. 

Dr. St. in Karlsruhe. Anfrage: „Sie würden mich 
sehr verbinden, wenn Sie mir die Adresse einer rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Verleihanstalt angeben könnten. 
Meines Wissens existiert ein derartiges Iastitut in Berlin.“ 

Antwort: Sıruppe & Winkler, Potsdamer Str. 94 und 
Hermann Bahr, Linkstr. 43. 

F. Br. in Breslau. Anfrage: „Es wäre mır recht 
angenehm, von Ihnen ein Buch genannt zu bekommen, 
welches das für einen Kaufmann in Betracht kommende 


Wissen in Kontorpraxis, Buchtechnik und Bank- 
wesen ausführlich behandelt. Besonders wertvoll er- 
scheint es Fragenden, wenn das Werk auf die Dauer auch 
als Nachschlagebuch benutzt werden kann. Jedoch soll 
es vor allen Dingen ein Lehrbuch sein, welches einen in 
diesen Fragen noch nicht perfekten Kaufmann unterrichtet.“ 


Antwort: Benutzen Sie: Meyer Rotbschild, Hand- 
buch der gesamten Handelswissenschaften, 2 Bde. ( 20.—). 
Obst: Das Buch des Kaufmanns ( 24.—). Rothschilds 
Taschenbuch für Kaufleute ( 10,—). 


H. Sch. in Hamburg. Anfrage: „Ein auswärtiger 
Kunde einer Bank lässt sich von seinem Sparkassen- 
guthaben einen Betrag einsenden. Er schickt sein Spar- 
buch zu gleicher Zeit ein und erhält dieses mit der ge- 
forderten Summe wieder zurück. Darauf bestätigt der 
Kunde den Empfang des gesandten Geldes. Ist diese 
Empfangsbestätigung stempelpflichtig?“ 

Antwort: In den Grundsätzen zur Auslegung des 
Reichsstempelgesetzes (Beschluss des Bundesrats vom 
23. Mai 1912) heist es in Abschnitt VIII: „Unter einem 
Guthaben im Sinne der Tarifnummer 10 Abs. 2 (Scheck) 
ist nur ein Guthaben zu verstehen, das als Grundlage für 
einen Scheckverkehr zu dienen geeignet ist, mithin im 
wesentlichen ein Gutbaben, über das der Inhaber frei 
verfügen kann. Eine Verfügungsfreibeit in diesem Sinne 
ist als vorliegend nicht anzusehen und eine Stempel- 
pflichtigkeit der etwa ausgestellten Quittung daber zu ver- 
neinen, wenn 1) üher den Verkehr aus dem Guthaben- 
konto ein Buch (Sparbuch, Kontobuch) ausgestellt wird, 
aus welchem durch Zu- und Abschreibungen seitens des 
Guthabenschuldners (Sparkasse, Bank usw.) der jeweilige 
Stand des Kontos in einer für beide Teile rechtsverbind- 
lichen Weise jederzeit zu ersehen ist; wenn ausserdem 
2) über ein solches Guthaben nicht anders im Wege der 
Barabhebung oder der Ueberschreibung auf ein anderes 
Konto desselben Kunden bei dem Guthabenschuldner ver- 
fügt werden kann und 3) eine Verfügung über das Gut- 
haben auf dem unter 2 bezeichneten Wege nur unter 
gleichzeitiger Vorlegung des zu 1 bezeichneten Buches 
behufs Eintragung der Abhebung oder Ueberschreibung 
seitens des Guthabenschuldners erfolgen darf.“ Sie 
brauchen also die Empfangsbestätigung nicht zu versteuern. 


Plutus-Archiv. 
Chefs und Angeſtellte. 


(Entscheidungen des Berliner Kaufmannsgerichts.) 


8 72 Ziffer 2 HGB. 


Aufgabe der Tätigkeit wegen Mangels an 
Spesen. Der Kläger hatte für eine Reise 150 % Spesen 
erhalten, forderte aber bereits wenige Tage darauf aber- 
mals 150 %, da er durch den Besuch einer Innung- 
versammlung, zu der er zwecks Erzielung eines Auftrags 
habe gehen müssen, zu besonders hohen Aufwendungen ver- 
anlasst worden sei. Als ihm die Spesen verweigert wurden, 
schrieb er der Beklagten, er müsse, wenn er sie nicht be- 
komme, seine Tätigkeit einstellen. Dies tat er denn auch, 


Hierauf wurde er entlassen. Das Gericht erklärt die Ent- 
lassung für unbegründet: Allerdings sei das Verhalten 
des Klägers nicht ganz korrekt. Da er schon im Vorschuss 
gewesen sei, so hätte er sich etwas einrichten müssen, 
Andererseits aber hätte die Bek agte doch billiges Ex- 
messen walten lassen und dem Kläger weiter Spesen 
geben müssen. Denn es sei wohl möglich, dass ein An- 
gestellter einmal in Druck kommen kann. Deswegen 
dürften ihm die Subsidien noch nicht entzogen und er in 
Verlegenheit versetzt werden. (Urteil der I. Kammer vom 
5. Januar 1914.) 
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(eue Literatur der Oollswirtſeßaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, 
besprechen. Vorläufig werden sie 


Die Interimsscheine. Zugleich ein Beitrag zur Ge- 
schichte und Lehre der Akıien- und Anleihepapiere. 
Von Dr. Heidrich Veit Simon, Rechisanwalt am 
Kgl. Kammergericht zu Berlin. Preis brosch. 8.— M. 
Be lin 1913. J. Gutientag, Verlagsbuchhaudlung, Gm. b. H. 

B griff und Bedeutung der Interimsscheme und der 
anderen Inter i n spapiere. — Die Inter imsscheine im Sınne des 

Verkehrs und die anderen Inter imspapief e. — D.e Gründe 

der Ausgabe von Inierimspap eren — Die Interimsscheine 

im Sinne des Gesetzes. Zur Terminologie der Interims- 

papiere. — System der Inerimspapiere. — Geschichte 

der Interimspapiere. — Italien bis zur Zeit der Handels- 
kompagnien. — Die Inte imspapiere für Ak ien. — Die 

Handelskompagnien des 17. Jahihunderts. — Vom Südsee- 

schwindel bis zum Code de Commerce, — Seit dem Code 

de Commerce. — Die Gesetzgebung. — Die Verkeh:s- 
praxis. — Die Interımspapiere ür Anleihen. — Bis zur 
französischen Revolution. — Frankreich. — Eneland. 

Mitteleur- pa. — Das 19. Jahrhundert. — Ueberblick über 

die Entwicklung der Papiere. — Die Inıerimsaktien — 

Das Recht auf Interimsakiien. Die Entstehung der 

Interimsaktie und des Reıh's an ihr. — Das Recht aus 

der Iuterimsaktie. — Die Iuterimsaktie als Gegenstand 

von Rechtsgeschäften. — Das Recht auf die Hauptaktie, 

— Der Umtausch. — Der Text der Interimsaktien. — 

Die Iaterimsobligationen und die Obligatioouspromessen. 

— Die Ausgabe der Interimspapiere. — Die Rechte aus 


und an den Interimspapieren. — Der Umtausch. — Text 
und Auslegung. — Die Emiıtentenscheme. — Das Recht 
aus den Emitientensch-inen. — Die Emittentenscheine 
bei fest übernommenen Anleihen. — Die Emittentenscheine 
bei kommiss:onsweise übernommenen Anleihen. — Die 
Emitienteuscheine für Aktien. — Umtauschscheine. — 


Sıempel- und Sıraf echt. 

Jahrbuch der Angestelltenbewegung. Schrifleitung 
W. Stiel und E. Steinitzer. 7. Jabrga:g 1913, 
3. Heft Iadustriebeimten-Verlag G. m. b. H., Berlin NW 52. 
Das Jahrbuch erscheint in vier Heften. Bezugspreis 
6. — M, enzelne Hefte 150 M. 

Die Angestelltenbewegang in Belgien. Von Vander- 
velde. Bemerkungen über die Durchführbarkeit der 
Birkschen Vorschläge zur Reform des technischen Schul- 
wesens. Von Stiel. — Das gewerbliche Ein gungswesen 
in Deutschland. Von Baum — Aus dem Enıwuıf eines 
Patenigesetzes. — Entwurf einer Geschäftsordnung für 
die Ausschüsse der Vertrauensmänner der Angestellten- 
versicherung. — Statıstik der Angestelltenbewegung. — 
Ange telltenbewegung. Von Aufhaeuser. — Deutsche 
Sozialpolitik. Von Potthoff Erfinderrecht. Von 
Kortenbach. — Arbeiterrecht und Gewerbeinspektion. 
Von Koerner. — Organisat on der öffentlichen Beamten. 
Von Falkenberg. — Spruchp axisbeilage. 

Die Gütererwerbungen Jacob Fuggers des Reichen 
(1494—1525) und seine Standeserhöhung. Em 
Be tiag zur Wirtschafis- und Rechtsgescnichte. Von 
Thea Düvel. 4. Heft cer Sıudien zur Fugger- 
Geschichte. Preis brosch. 6.— M München und 
Leipzig 1913. Verlag von Duncker & Humblot. 

Das Heraufsommen der Fugger. — Die Lage des 
Reiches. — Die Gesch chte der Gütererwerbungen, — 
Anlass zu den Erwerbungen d'r Herrschaften Kirchberg, 
Weissenhorn, Pfaffenhofen im J hre 1507. — Erwerb der 
Hofmark Schmiechen. — Erwerb der Herrschaft Biber- 
bach 1514. — Die Bedeutung der Gütererwerbungen für 
Jacob Fugger und sein Haus. — Der materielle Nutzen 
der Herrschaftsgebiete. — Kurze Uebersicht über den 
Erwerb kleinerer Besitzungen. — Die Anfänge festen 
Grunderwerbs im kleinen unter den ersten Fuggern, — 
Kleinere Erwerbungen Jacobs des II. in der Nähe von 
Augsburg und in Augsburg selbst. 


die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


Einführung in die Organisation von Maschinen- 
fabrıken unter besonderer Berücksichtigung der 
Selbstkostenberechnung. Von Dipl.-I. g. Friedrich 
Meyeuberg, Oberingenieur der E senbahn;signal-Bau- 
anstalt Max Jüdei & Co., A.-G., Dozent an der Herzogl. 
Technischen Hochschule Braunschweig. Preis gebd. 
5,00 c. Berlin 1913. Verlag von Jultus Springer. 

Das Hereiuholen der Aulträge. — Die Reklame. — Der 
Besuch der Kundschafı. — Der K stenanschlag. — Die 
Briefabteilung und die Akensammeselle. — Die Vor- 
bereitung der Auftragsaustührung. — Die Konstruktions- 
abteilung. — Die Ze chnungsammelstelle. — De Licht- 
pausansıalt. — Die Patentabteilung und die Bücherei. — 
Die Auftragsübermittiung an den Betrieb. — Die Aus- 
führung des Auftrags. — Die Einkaufsabteilung. — Die 
Rohst fflagerung. — Die Rohstoffbearbeitung. — Ver- 
hältuis zwischen Arbeiterschaft und Fabrik. — Die Ent- 
lönnung des Arbeiters. — Lohnbildung. — Lohnverbuchung. 
— Der Warenversand. — Die Arbeiten am Aufs ellung- 
orte der Maschinen, — Die Abrechnungarbeiten. — Die 
Rechnung — Die Berechnung des Gesamier olges des 
Unte nehmens. — Das Veihälınis zwischen Se bs kosten- 
berechnung und Hauptbuchhaltung. — Die Haup buch- 
haltung. — Die Selbsikostenberechnung. — Die Kalkulation. 
— Literaiu: übersicht. 

Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. Bloch. 
1913, 23 Heft. Preis 50 Pfg, Alle 14 Tage ein Heſt. 
Verlag der Sozialistischen Monatshefte G.m.b.H., Berlin. 

Wilhelm Schröder. Von Adolph von Elm. — Die 
Grossblockpolitik un? d'e badischen Landtagswahlen. Von 
Wilhelm Kolb. — Deutscher und amerikar ischer Zolltarif. 
Von Mex Schippel. — Geburtenrückgarg, Nationalität 
und Kultur. Von Eduard Bernstein. — Ausschaltung 
versteuernden Zwischenhandels in einheimischen Agrar- 
produkten. Von Dr. Arthur Schulz. — Die Invaliden- 
versicherı ngpflicht der Heimarbeiter nach der Reichsver- 
sicberungordnung. 

Tüchtige junge Kaufleute gesucht! Ein Ruf unserer 
Zeit. Von Felix Notvest. Preis 1,20 . Verlag 
von Wilbelm Violet in Stuttgart. 

Ein Wort auf den Weg. — Lieber Leser. — Vom 
richtigen Tempo. — Vom Ueberblick. — Reiner Tisch. 
— Empor. — Von der Stmmung. — Ruhe. — Von 
fremden Sprachen. — Schwarz auf weiss, — Das Merk- 
buch. — Vom Sparen. — Das andere Geschlecht. — Ihr 
Chef. — Von weiblichen Angestellten. — Eines nach 
dem anderen. — Wissen oder Können. — Kö:per und 
Geist. — Träume. — Zum Abschied. 

Die Feuerversicherung. Von Justizrat Dr. Karl 
Domizlaff, Direktor der Concordia, Hannoverschen 
Feuer-Versicherungs-Gesellschaft a. G. in Hannover. 
II. Band der Versicherungs-Bibliothek. Herausgegeben 
von Prof. Dr. Alfred Manes in Berlin. Preis 
gebd. 4 %. Berlin 1914. Ernst Siegfried Mitiler & Sohn. 

Das Feuerversicherungrecht. Die verwaltung- 
rechtlichen Vorschriften. — Die Unternehmung formen. — 
Staatsaulsicht über die Versicherungunternehmurgen. — 
Sonstige verwaltungrechtliche Vorschriften. — Die Lehre 
vom Feuerversicherungvertrage. — Der Inhalt des Ver- 
Sicherungversprechens. — Die Leistung auf Grund des 
Versicherungversprechens. — Gegenseitige Befugnisse und 
Verpflichtungen der Vertragsparteien, — Die Wirkung des 
Versicherupgversprechens auf Dritte. — Die Versicherung 
des ni h: in Sachschaden bestehenden sogen. mittelbaren 
Schadens. — Die Feuerversicherungtechnik. — Die Technik 
der Zuführung und Erhaltung von Feuerversicherung- 
geschälten. — Die Technik zwecks Sicherung der Rentabilität. 
— Die Technik zur Verhütung und Unterdrückung der 
Schäden. — Die Mittel zur weiteren Ausbildung der 
Feuerversicherungtechnik. 


Bankpolitische Aufsätze. Von Univ.-Prof. Dr. Karl 
Adler in Czernowitz. Zur Einführung des franzö- 
Sischen Deckungsrechtes bei der Tratte der 
einheitlichen Wechselordnung. — Wesen und 
Zukunft des Schecks. Preis brosch. 1 . München 
und Leipzig 1913 Verlag von Duncker & Humblot. 
heorie und Praxis des Syndikalismus. Von Dr. 
Kurt A. Gerlach. Preis brosch. 60 Pf München 
und Leipzig 1913. Verlag von Duncker & Humblot. 

Neue Wege der Gewerbeförderung. Von Dr. 
Josef Wilden, Syndikus der Hındwerkskammer Düssel- 
dorf. Pıeis brosch. 2 C4. München und Leipzig 1913. 
Verlag von Duncker & Humblot. 

Begriff und Entstehung der Gewerbeförderung. — 
Meisterkurse. — Gewerbeförderunganstalten. — Fach- 
behörden für die Gewerbelörderung. 

Die deutsche Zündholzindustrie. Von Dr. Walther 
Zürn. Mit 2 Diagrammen im Text. E. gänzungsheft 
XLVII der Zeitschriſt für die gesamte Staatswissen- 
schaft. Herausgegeben von Dr. K. Bücher, o. Pıof. 
an der Universität Leipzig. Preis im Einzelverkauf 5 WM, 
im Abonnement 4 A brosch. Tübingen 1913. Verlag 
der H. Lauppschen Buchhandlung. 

Geschichtliche Entwickluog der deutschen Zündhoiz- 


industrie. Die Erfindung des Streichholzes. Die 
Periode des Weissphosphorhölzchens. — Die Hausindustrie. 
— Das Aufkommen des Si:herheitzündhölzchens. — Die 


Staatlichen Missnahmen zur Verhütung der Phosphor- 
nekrose, Die weitere Entwicklung der deutschen Zūnd- 
Olzindustrie bis zum Jahre 1909. — Die Zündwarensteuer 
und ibre Wirkungen. Die Entwicklung der dentschen 
<ündholzindustrie zur Grossindustrie. Die beutige 
deutsche Zündholziadustrie. — Rohstoffe uad Technik, — 
"Toduktions- und Absatzverhältnisse.— Die Arbeiter- 
Verhältnisse, — Die Zusammensetzung der Arbeiterschaft. 
Die Ar beiibeding ingen. Die Lebenslage. — Organi- 
ation der Arbeiterschaft. — Die beruflichen Gefahren. 
Landwirtschaft — Landindustrie — Aktiengesell- 
Schaft. Eine Untersuchung über die Zukunft des land- 
wirtschaftlichen Grossberriebes. Von Dr. R. Leonhard, 
Privatdozent an der Universität München. Preis brosch. 
1,50 44. Tübingen 1913 Verlag von I. C. B. Mohr 
(Paul Sıebeck). 
eitschrift für die gesamte Staatswissenschaft. 
erausgegeben von Dr. K. Bücher, 1. Prof. an der 
niversjsät Leipzig. 69. Jahrgang 1913. Viertes Heft. 
Tübingen 1913. Verlag der H. Lauppschen Buchhandlung. 
p, Von den Grenzen der Wirksamkeit des Staates. Von 
T Beyer. Die Stellung des Handels in der pational- 


ükonomischen Theorie seit Adam Smith. Von Jos. Buri. 


98 — 


— Tagesftagen aus der städtischen Fleischversorgung. 

Von A. Zurhorst. — Der wirtschaftliche Riesenkampf 

des Unterwesergebietes. Von F. Gehrke. — Die Indianer- 

frage in Nordamerika. Von Leopold Katscher. — 

Die jüdische Wohlfahrtpflege in Deutschland. Von 

W. Hanauer. — Die sozialen Folgen der modernen 

Erfindungen. Von F. H. Neukamp. 

Die Lage des Haus- und Grundbesitzes in einem 
sächsischen Grossstadtvororte nach Grundbuch 
und Grundsteuerkataster. Zugleich ein Beispiel für 
die Bedeutung dieses Materials für naıional-ökonomische 
Untersuchungen. Von Dr. jur. K. Berger, Lepzig. 
Preis brosch. 2,50 #. München und Le:pzig 1913, 
Verlag von Duncker & Humblot. 


Besonderheiten und Objekt der Stati-tik. — Die 
Statistik — Der O t der Untersuchung. — Die bebauten 
Grundstücke. — Die Hausbesitzer nach Be ufeo. — Die 
Hypothekengläubiger. — Die Verschuldung. — Grund- 
stückswechsel, besonders im Wege der Zwangsversteigerung. 
— Die unbebauten Grundstücke. — Die verschiedenen 
Arten unbebauter Grundstücke und ihre Besitzer. — Ver- 


schuldung und Grundstückswechsel. 

Die kommunalen Anleihen in England und Wales. 
Von Graf Alexander Starzenski, Dr. jur. et phil. 
Heft 170 der Staats- und sozıalwissenschaftlichen For- 
schungen. Herausgegeben von Gustav Schmoller und 
Max Serirg. Pıeis brosch. 4 A4. München und Leipzig 
1913, Verlag von Duncker & Ilumblot. 

Das Anleiherecht. — Die Bewilligung der Anleihen, 
— Die Anleihezwecke. — Die Sicbetheitbesiellung. — 
Die Apleibeſormen und Öuelien. — Die Schuldentilgung 
und die Zinsen. — Die Konversion und die Kousolidation 
der Anleihen. — Die Konırolle. Statistik. — Sämtliche 
Lokalverbände. — Einzelne Kategorien. — Einige Einzel- 
verbände. 

Die Vorgeschichte des Sächsischen Eisenbahn- 
Wesens. Von Dr.-Ing. Theodor Uhlich, Regierungs- 
baufübrer. Preis brosch., 3 A. 6. Heft der Abhand- 
lungen aus dem volks»irtschaftlichen Seminar der 
Technischen Hochschule zu Dresden. Herausgegeben 
von Robert Wuttke. München und Leip ig 1913, 
Verlag von Duncker & Ilumblot. 

Die wirtschaftlichen und politischen Giunilsgen. — 
Die allgemeine Lage. — Die Spezialfragen. — Die tech- 
nischen Grundlagen. — Die ersten Entwürfe und Ans- 
führungen. — Die vorbereitende Arbeit der Literatur, — 
Allgemeine Gesichtspunkte. — Die Massengüterbahnen. — 
Die Verbindung Leipzigs mit schiff baren Stiömen. — 
Sachsen im Rahmen eines deutschen Eisenbabnsystems. — 
Quellennachweis. 


Generalversammlungen. 


(Di s : ~ z a 

nie erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 

en für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
"Neralversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutsc er Aktiengesellschaften.) 


Actienbrauerei Mindelheim A.-G.. Mindelheim, 


1. 18.1., 31.12. e Actienbrauerei Union vorm. 
„ Veberle & E. Charlier. Trier, 24. l., 21.1., 31.12. 
20 . Chromo, Altenburg S.A. J. le 25% 12 
22 ig è Allgemeine Fleischer-Zeitung A-G: Berlin, 
Witte 19.1., 2.1. Automobil-Omnibus-Gesellschaft 
24 2 eidu— Burgstädt Limbach A.-G., Burgstädt, 


29 12 

24 Baugesellschaft Kaiser-Wilhelm-Strasse, Berlin, 
10 20. 1., 19. 12. e J. B. Bemberg X- G., Barmen, 
pole 14 1, 20.12. e Brauerei A-G. Schaala- 
Rudolstadt, Schaala, 14. 1., —, 29. 12. Brauerei zum 
eldschlösschen een een Lra 12 
Ot Brauerei vorm. M. Armbruster & Co. A.-G. 
fenburg, 20.1.. 15. 1., 8.12. e Justus Christian 
et, Premier-Werke, A.-G. i. Liqu, Nürnberg, 
e~l, 19. 1. 2.1. e Bremer Strassenbahn A.-G., 
„emen, 21. 1., 17.1., 30.12. e Bürgerliches Brau- 
„2337 4 PR IE OMA. 


Centrale der Deutschen Landeskulturgesell- 
schaften A.-G., Berlin. 19. J. —, 2.1. e Chemische 
Fabrik A.-G. vorm. Moritz Milch & Co., Posen, 
een 9207108 

Deu:sch-Ueberseeische 
Berlin 4192127 154472237127 

Electricitätswerke J. G. 
Kommanditgesellschaft auf 
2 20517. 21. 

Grundereditbank A.-G., Duisburg, 24. 1., 21. 1. 
30. 12. 

Hammer Eisenwerke A.-G. i. Liqu., Hamm i. W., 
e ere . e . Henninger Reifbräu A.-G., 
Dresden-A., 20.1., 16.1., 22.12. e Hofbierbrauerei 
Schöfferhof und Frankfurter Bürgerbrauerei, Frank- 
furt a. M., 24. 1., 19. 1., 5.12. e Holzindustrie Albert 
en Ze. Gi igus Düsseldorf; 23, 14.20. 1, 

Ica A.-G., Dresden, 24.1.. 20. 1. 


Electricitäts-Gesellschaft, 


Eichelberger & Co., 
Actien, Immenstadt, 


27. 12. 


Kattowitzer Lagerhaus- und Produktenbank IJ. 
C KattowWiz , u , 12 n 
Lothringer Ziegelwerke A.-G., Metz, 24.1., 
Le I" 24.12 
Moritz Marx Söhne A.-G., Karlsruhe, 24. 1. 
21.1., 27.12.,e Maschinenbau-A.-G. Golzern und 
Grimma, Grimma, 20.1., 16.1., 27.12. 
Osnabrücker Brotfabrik H. Wischmeyer, A-G., ace 2% I is 


Osnabrück, 22. 1., 20. 1., 30.12. 


Plauener Kunstseidenfabrik A.-G., Plauen i. V. 
von Poncet Glashüttenwerke 


(N.-L.), 


Dine 
Friedrichshain 


2 
A.-G. 


24. 1 


werke Burbach-Eich-Düdelingen A.-G., 
è Vereinigte Kapselfabriken Nacken- 
heim, Beyerbach Nachfolger X- G., Frankfurt a. M.. 
A ne eee 

Zwirnerei 


24.1 


22 29 2. 


100 


Rheinische Bierbrauerei i. L., Mainz, 23. 1, 20. 1.. 


271 


271 


Stettiner Spritwerke A.-G., 


Scaomburg & Söhne 


A.-G., 


Berlin 


10. 1. 


Stettin 20. l 19. . 


Vereinigte Brauereien A-G., Frankfurt a. Main, 


RD. 


2 


Saxonia 


15.12. e Voereinig 


A O Leipzig, 


te 


OAG 


24. I., 20.1., 15.12. e Vereinigte Eisenacher Brauc- 
reien Petersberger- und Schlossbrauerei A-G., Eise- 
Hütten- 
Luxemburg, 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Goslar in Charlottenburg. 


Die Mitiellungen in den tolgenden Kubrixen sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Veranıwortlichkeu 


Essener Credit-Anstalt in Essen-Ruhr. 


Zweigniederlassun 
Bochum, 
Dortmund, Duisburg, 
Hamborn, Hattingen, 
Iserlohn, Lünen a. d 
Münster I. W., Oberh 


hausen, Wanne, Wesel u. Witten. 
Aktien-Kapital und Reserven 118 Mill. Mark, | 


gen in: Altenessen, Bocholt, 
Borbeck, Bottrop, Dorsten i. W., 
D. Ruhrort, Gelsenkirchen, 
Herne, Homberg a. Rh., 
. Lippe. Mülheim - Ruhr, 
ausen (Hhid.), Reckling- 


I 
Í 


Telegramm-Adresse: Creditanstalt. [5602 
Fernsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 194, 195, 
431, 535, 607, 611, 612, 742 und 844. 
lın freieu Verkehr ermittelte Kurse 
vom 6. Jan. 1914, abgeschlossen 6 Uhr abends. 

Ge. | Ange- 

sucht | boten 

Kohlen. 
Adler bei Kupferdieh 3900 4150 
Alte Haase ® 1360 1400 
Blankenburg Pei. eg 170, 1775 
BEE SCHE a — — 
ire 2525 — 
Carolus Magnus 5700 6200 
Constantin der Gr. 47000 50000 
Dies HTC a 2850 2950 
Ders. 9800 10400 
En 40500 43000 
Friedrich der Grosse . . 25000 27500 
Fröhliche Morgensonne — zer: 
Cotfessegentr un, ai N 2625 2750 
Graft Bismarck ta — 65000 
Graf Schwerin 12000 13200 
Heinrich RL — 5600 
Helene & Amalie... . 870019400 
Hermann I/II (3000 Kuxe) 4900 5000 | 
Johann Deimelsberg . . 6800 7100 
König Ludwig 2460031200 
Langenbra mmm 1600016500 
Potis ino Ta 28000/30500 
Monts Cenis tirei kn 16800/17100 
Despe KNE FIRE N 2650| 2750 
Ruge!!! A i 425 — 
Schürb. & Charlottbg. . "|| 2100| 2200 
Trier (3000 Ruxe) . || 6850| 6950 
Unser Fritz.. 16000117000 
Westfalen (10000 Kuxe) 1425 1450 
Braunkohlen. 

Bellerhammer BK. — 
Bruckdorf-Nietleben — — 
German! — | 1000 
Gute Hoffnung |= — 


Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ 
Druck von Pass & Garleb G. m. b. 


der Redaktion und des Herausgebers. 


und für den Inseratenteil: M. Hauschner, Berlin. 
H.. Berlin W. 57, Bülowstrasse 66. 


y Ge- | Ange- Ge- Ange- 
| sucht | boten 2 {sucht | boten 

Humboldt. r I A T 3000 3075 
Beonbarde a A Me — Ze eee E NRN, N er 
Pucherberg ? 2250 — |Nessollsiedt ........ 3000: 3150 
Michele N} Nee 10500 11500 
NEN = Prins Eee — — 
Prinzessin Victoria. — eee 1950 2050 
Schallmauer, Braunk. . , | — | — [Reichenhall ........ — — 
Wubelp ee A a — eee eee 2175, 2275 
| Kali-Kuxe und -Anteile. | | Sachsen-Weimar 6700: 6900 
Alexandershall -. . ... 7950: 8100] Salzmünde ......... 4950 5050 
Aller Nordsterrn. — ai. Siegfried I ara EP 3150 3300 
Beieneade, Mayr. 3650 3800 Sies tried. Giesen DEN 
Bergmannssegen ..... 4500 4700 | Theodor .......... 8 
Braunschweig- Lüneburg. . aeo Ea 3100 — 
e 8700 9500 Volttenroda Be Era 
Bua m a AMT — — [Walbeck 5 
Carls kung 4000] 4200 Waltes Ma 1325 
Carli R A 325 400 Weyhausen Nee 2100 2300 
EA AE TAS L A — 1300 Wilhelmine r a e er. — 
Carnallshall. 2 Wheels, ri = i 7300| 7700 
Deutschland, Justenbg.. | — | — Wintershall. 17250!18500 
Eimgkeil. au. na: — — Kali-Aktien. ji 
Fallersleben ........ | 1175| 1225 Adler Kaliwerke .. 5.. 46% 48%, 
5 nn 2525| 2575 PBismarcks ball. 77% 790% 

SE (m — | Hallesche Kaliwerk 41½ 430 
Glückauf, Sondershausen 1650017400 Hattorf . ON x WR i ja 
Günthershal .......| | 4350) 4450 | Heldbure. o .. 32/0 3317, 
Hansa Silberberg. | 4600| 4900 Justus Ac u 77% 798 
Hedge Men 1125| 1175 | Krüsershall . 22.2.2... 106% 107% 
Heiligenmühle | 9001 950 Ronnenberg Act. > a: 
Heiligenroda ...... 92000 9450 Salzdethforr. Aa em 
Heimboldsbausen — 1775 Sieinfördle. 3 > p 
Heldrungen I...... 725, 775 Teutonia 590 „/ 61%, 
Heldrungen II 800 875 
Hera rn. u ee — — Erzkuxe. 
Lernen a aad || 5050| 5200 | Apfelbaumer Zug ATS 
Hermann LA AE E: 1250| 1300 | Eiserner Union 
ebene Tab 2 Fernie rr — aa 
Hohenzollern 8250 3500 lie E eh 
Hugo nr It 7300 7500 | Freier Grunder Bgw.-V.. | — | — 
Hipstei PAR 2475 2550| Ver. Henriette u ae 
Iumenroges TE 3550 3700 | Louise Brauneisenst. . . | — TR 
Dmgard' Y. ANES 2 725| 775| Neue Hoffnung 8 
Johannas hall... s5 — Wilhelmine — — 
ade . Aktien. 
Mariaglüc k || 1350) 1400 | Deutsche Maschinen A.-G. 108 110 
Mare | — | — | Waggonfabrik Uerdingen 134½ 136½ 
Marie-Louise | — | — ‘Westf. Stahlwerke Vorz.. | — 661), 


